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Auslauds propaganda 


Kein Volk hat jemals ſo ſehr unter den Wirkungen einer feindlichen Auslands⸗ 
propaganda gelitten, wie das deutſche während des Krieges. Und kaum jemals hat ein 
Volk nicht durch die Kraft ſeiner Waffen, ſondern durch die Geſchicklichkeit ſeiner Aus⸗ 
landspropaganda fo viel erreicht, wie das polniſche durch das Verfailler Diktat. Es iſt 
daher in erſter Linie das polniſche, aber in kaum geringerem Maße auch das tſchechiſche 
Beiſpiel, aus dem ſich die weſentlichen Erforderniſſe und Kennzeichen 
einer wirkſamen Auslandspropaganda beſonders gut ableſen laſſen. 

Die Auslandspropaganda iſt ein Kampfmittel, durch das ſich Blut fparen läßt. 
Auch ein Volk, das entſchloſſen und in der Lage iſt, im Augenblick der höchſten Not die 
Entſcheidung der Waffen zu fuchen, kann und darf nicht auf dieſes Mittel verzichten. 
Es gibt nichts, was nicht geglaubt wird, wenn es dauernd behauptet wird und 
keinen Widerſpruch findet. Keine Weltanſchauung kann auf Auslands⸗ 
propaganda verzichten, und kein Volk, das politiſche Ziele verfolgt, kann ſie entbehren. 
Letzten Endes wird eine Auslandspropaganda immer offenſiv fein. Es hat keinen 
Zweck, Auslandspropaganda zu treiben, wenn nicht das ganze Volk hinter den 
Theſen ſteht, die fie vertritt. Auslands⸗ und Inlandspropaganda 
müffen gleichlaufend fein. Die Auslandspropaganda wird auf die Dauer 
die erfolgreichſte ſein, die ſich auf ein in allen ſeinen Gliedern zu jeder Zeit und in jedem 
Punkte durchaus politiſch denkendes Volk ftügen kann. Es iſt ein Unding, in der Inlands⸗ 
propaganda andere Ziele zu verfolgen und andere Theſen zu vertreten, als es in der 
Auslandspropaganda geſchieht. Denn es kann nicht ausbleiben, daß ein ſolcher Zwie⸗ 
ſpalt den Eindruck der Ulnaufrichtigkeit, der Zielloſigkeit und der Schwäche erweckt. 

Keine Auslandspropaganda kann der wiſſenſchaftlichen Hilfe entbehren. 
Aber es ift notwendig, daß die Ergebniſſe der wiſſenſchaftlichen Forſchung und Arbeit 
zum Zwecke der Propaganda in kleine, gangbare Münzen umgeprägt 
werden. Die Thefen der Auslandspropaganda müſſen klar und einprägſam, kompromißlos 
und ohne Vorbehalt ſein, um den für ihre Wirkſamkeit notwendigen Eindruck der 
abfoluten Gültigkeit zu erwecken. Die Auslandspropaganda muß ein⸗ 
deutige und gleichbleibende Theſen vertreten, aber fie muß in ihren 
Mitteln und Methoden elaſtiſch fein und ſich den politiſchen Gegebenheiten 
des Augenblickes anpaſſen können. Die Begründung kann verſchieden ſein, die Taktik 
kann Umwege verlangen, aber das Ziel muß bleiben. Die Auslandspropaganda muß es 
verſtehen, die Außenpoſten der Weltanſchauung, die fie verfiht, und 
des Volkes, dem ſie dient, zu ihren aktiven Trägern zu machen. Sie muß darauf 
bedacht ſein, dieſe Weltanſchauung und dieſes Volk als Freund und Helfer der anderen 
Völker oder ganzer Völkergemeinſchaften erſcheinen zu laſſen. Sie muß auf die 
Pſychologle der Völker, an die ſie ſich wendet, eingeſtellt ſein; iſt ſie das nicht, 
fo wird fie wirkungslos bleiben oder gar mehr Schaden als Mutzen anrichten. Sie muß 
die Momente betonen, die das Volk, dem ſie dient, mit den anderen Völkern verbindet, 
und verſuchen, die etwa trennenden Momente im Bewußtſein der anderen Völker zum 
e u bringen. 2 , BR e 4 

s iſt zweckmäßig, in kurzer Skizzierung zu zeigen, wie dieſe allgemein gültigen Sätze 
über die Auslandspropaganda vom polniſchen Volke praktiſch angewandt werden. Das 
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deutſche Volk kann aus der genauen Kenntnis der Mittel und Methoden, aber vor allem 
auch der Zielſetzung der polniſchen Auslandspropaganda mancherlei lernen. Die Ueber: 
einſtimmung von Inlands⸗ und Auslandspropaganda iſt in Polen in vollem Umfang 
gegeben. Die Ziele der polniſchen Propagandaliegen im Weſten. Sie 
enffprechen dem biologiſchen Gefälle von Oſten nach Weſten und dem 
Ziviliſationsgefälle von Weſten nach Oſten. Gegen Oſten ſteht das 
polniſche Volk in der Verteidigung; in ſeinen Oſtmarken muß es ſich weſentlich 
darauf beſchränken, eine hiſtoriſche Poſition, die es einmal beſeſſen hat, zu behaupten. 
Gegen Weſten aber, wo es ſich auf feine biologiſche Uleberlegenheit berufen zu 
können glaubt, ſteht es im Angriff. Dem entſpricht die Auslandspropaganda, die 
Polen betreibt. Was die öſtlichen Dinge anlangt, ſo beſchränkt ſie ſich im weſentlichen 
darauf, die Rolle Polens als eines „Schutzwalles Europas gegen die aſiatiſche Barbarei“ 
zu betonen und von der „Kulturmiſſion des polniſchen Volkes gegenüber ſeinen öſtlichen 
Nachbarn“ zu ſprechen. Die Kulturmiſſion aber, die das deukſche Volk im Oſten 
erfüllt hat, erkennt die polniſche Auslandspropaganda nicht an; fie ſucht fie entweder 
völlig zu leugnen oder unter Ausnutzung der immer noch nachwirkenden Kriegspſychoſe 
in den Augen der Welt verächtlich zu machen oder aber ihre Leiſtungen kurzerhand für das 
polniſche Bor felber in Anſpruch zu nehmen, — wie etwa der Verſuch, Coppernicus 
oder Veit Stoß als „Polen“ auszugeben, beweiſt. Die polniſche Auslandspropaganda 
iſt alſo an der tatſächlichen, gegen Deutſchland gerichteten Volksſtimmung orientiert. 
Und wie dieſe Volksſtimmung fo iſt auch die polniſche Auslandspropaganda of fenſiv 
in des Wortes vollſter Bedeutung. Das im Herbſt v. J. erſchienene Buch von Wan⸗ 
kowicz, das die ſchwerſten Verleumdungen ⸗der nationalſozialiſtiſchen Volkstumspolitik 
und die ſchärfſten Angriffe auf Oſtpreußen enthält, iſt ein ſchlagendes Beiſpiel hierfür; 
dieſes Buch hat nicht nur in Polen ſelbſt bis heute bereits vier Auflagen erlebt, ſondern 
es iſt, in engliſcher und franzöſiſcher Ueberſetzung, auch dazu beſtimmt, feine Rolle in der 
polniſchen Auslandspropaganda zu ſpielen. 

Die polniſche Auslandspropaganda hat es ſeit jeher verſtanden, mit einfachen 
und ſozuſagen international anerkannten Parolen zu ope⸗ 
rieren. Sie hat ſich früher im Kampf um den polniſchen Staat ſowohl gewiſſer 
panſlawiſtiſcher Neigungen wie vor allem der von Frankreich vertretenen 
Ideologie von der „Freiheit der kleinen Nationen“ zu bedienen gewußt. Und 
fie vertritt, ſeitdem dieſer Staat nun beſteht, beſtändig im Ziel, aber wendig in der 
Anpaſſung der Argumente an die gegebene politiſche Situation, den Gedanken der 
polniſchen Vormachtſtellung im öſtlichen Mitteleuropa. Dieſer 
Gedanke wird entweder, wie es Roman Dmowſki (und übrigens von tſchechiſcher Seite 
auch Eduard Beneſch) getan hat, in die Formel vom „antideutſchen Mitteleuropa“ oder, 
wie es gegenwärtig der Fall iſt, in die Formel vom „zwiſcheneuropäiſchen Sicherheits⸗ 
gürtel“ gekleidet. Die Formeln wechſeln und lehnen ſich von Fall zu Fall an 
die in Weſteuropa gerade vorherrſchenden europäiſchen „Konſtruktionspläne“ an, das 
Ziel aber, dem all dieſe Formeln dienen, bleibt immer dasſelbe. Und immer 
iſt die polniſche Auslandspropaganda verbunden mit dem Glauben an eine 
Miſſion, die der Welt mit großer Hartnäckigkeit durch einige hiſtoriſche Beiſpiele, 
vor allem durch den Hinweis auf die „Rettung Wiens“ durch Sobieſki und auf die 
„Rettung Europas“ durch die Schlacht an der Weichſel, klarzumachen verſucht wird. 
Dieſer Glaube erklärt zum guten Teil auch die Inbrunſt und den Fanatismus, 
aber auch den Hang 5555 Legende und den Mangel an Selbſtkritik, 
die die polniſche Auslandspropaganda, aber auch die der anderen flamifchen Völker 
charakteriſieren. 


Wohl nur in den wenigſten Ländern hat ſich die Wiſſenſchaft der Auslandspropaganda 
fo rückhaltlos zur Verfügung geſtellt wie in Polen. Die polniſche Wiſſen⸗ 
ſchaft iſt eine Waffe im politiſchen Kampf. Die Forſchungsarbeit wird 
dort angeſetzt, wo es die Notwendigkeiten dieſes Kampfes verlangen. Es genügt, darauf 
hinzuwelſen, daß das Baltiſche In ſtitut in Gdingen, deſſen Zweckbeſtimmung es iſt, 
den polniſchen Drang zum Meere wiſſenſchaftlich zu untermauern, über einen Stab von 
90 bis 100 Wiffenf: en verfügt. Es gibt in Polen manchen Wiſſenſchaftler, der ſich 
durchaus bemüht, objektiv in ſeiner Forſchung zu bleiben, der hie und da aber doch Theſen 
vertritt, deren Richtigkeit er, nach ſeiner ſonſtigen Forſchungstätigkeit zu urteilen, ſelbſt 
bezweifeln müßte, an deren Richtigkeit er aber dennoch glaubt, weil ſich die Theſen 
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mit jenen Zielen decken, die er als Pole, verfolgt. Fälle nationaler Diſziplinloſigkeit 
unter den Wiſſenſchaftlern kommen in Polen kaum vor. lleber Themen, aus denen kein 
propagandiſtiſcher Nutzen für Polen erwächſt, wird möglichſt wenig geſprochen. Und 
was die polniſche Wiſſenſchaft erarbeitet hat, findet ſofort ſeinen Niederſchlag in der 
kleinen Münze einer Propaganda, die ſich in theſenhaft knapper, unkompli⸗ 
zierter und leicht verdaulicher Form an die Ausländer wendet, in einer 
Form, die darauf abzielt, dem Gegner zuvorzukommen und ihm die Mühe 
der Berichtigung und der Verteidigung aufzuerlegen, Es iſt das 
Bezeichnende in dieſem Zuſammenſpiel zwiſchen polniſcher Auslandspropaganda und pol⸗ 
niſcher Wiſſenſchaft, daß ſehr häufig zuerſt die propagandiſtiſchen Theſen da ſind und es 
dann der wiſſenſchaftlichen Arbeit überlaſſen wird, nachträglich die notwendigen Argu⸗ 
mente für die fertigen Theſen zu ſchaffen. 


In hervorragendem Maße hat es die polniſche Auslandspropaganda verſtanden, die 
im Ausland lebenden Polen zuihren aktiven Trägern zu machen. 
Es iſt bekannt, welche eminent wichtige Rolle die Polen (aber ebenſo die Tſchechen und 
Litauer) in Amerika bei der Errichtung ihrer Staaten geſpielt haben. Es iſt bekannt, wie 
es Roman Dmorpffi verftanden hat, die 4 Millionen Polen der Vereinigten 
Staaten über die Perſon Wilſons in die Waagſchale der Verſailler Entſcheidung über 
die Korridorfrage zu werfen. In der Ausnutzung und im Einſatz der Emigration 
iſt einer der Hauptgründe für die Erfolge der polniſchen Auslandspropaganda zu ſuchen. 
Jeden Polen im Ausland zu einem Propagandiſten der Sache ſeines Staates zu machen, 
iſt die Aufgabe, die dem Weltbund der Polen geſtellt iſt. Was in Polen ſelbſt der 
Weſtverband iſt, iſt hinſichtlich der Propaganda im Auslande der Weltbund der Polen, 
zu dem nahezu ſämtliche Gruppen der im Ausland lebenden Polen gehören. Ueber ihn, 
der überall aufs engſte zuſammenarbeitet mit den diplomatiſchen und konſu⸗ 
laren Vertretungen Polens, finden die Theſen der polniſchen Propaganda 
ihren Weg in die ausländiſche Preſſe, in die parlamentariſchen Klubs, in die geſellſchaft⸗ 
lichen und politiſchen Kreiſe anderer Länder. Und im Weltbund der Polen ſtehen faſt 
überall auch die Männer bereit, die geſchult und aktiv genug ſind, um überall dort auf 
dem Plan zu erſcheinen, wo ſich eine den polniſchen Intereſſen abträgliche Aktion bemerk⸗ 
bar zu machen beginnt. 

Die Erfahrung, die ſie in Verſailles gemacht haben, hat die Polen gelehrt, was die 
Auslandspropaganda für fie bedeutet. Sie hat ihnen gezeigt, daß die Auslands⸗ 
propaganda fatjächlic, ein Mittel iſt, das Blut ſparen kann, daß fie unentbehrlich iſt zur 
Erreichung politiſcher Ziele, daß fie die notwendige Vorſtufe künftiger Entſcheidungen iſt, 
und daß ihre Vernachfäſſigung ſich felbft für den Mächtigſten auf die Dauer verhängnis⸗ 
voll auswirken muß. Demgemäß iſt die polniſche Auslands propaganda 
nach dem ee In großzügigem Maße ausgebaut worden. Geld 
ſpielt dabei keine olle. Während die ſtaatlichen Geſamtausgaben von Jahr zu Jahr 
ſinken, find die Aufwendungen für die Auslandspropaganda von 
Jahr zu Jahr größer geworden. Wenn man bedenkt, daß das Baltiſche 
Inſtitut im vergangenen Jahre mit einem Etat von 250 000 Zloty gewirtſchaftet hat, daß 
in dieſem Jahre die polniſche Winterhilfsaktion während des Sommerhalbjahres als 
Hilfsaktion für die Polen im Auslande fortgeführt wird, daß die Sammlungen der See⸗ 
und Kolonialliga nahezu 5% Millionen Zloty erbracht haben, daß die Mitgliederzahl 
dieſer Liga in den letzten Jahren von 60 000 auf faſt 600 000 und die des polniſchen 
Weſtverbandes um 100 b. H. auf 110 000 emporgeſchnellt iſt, jo find das in Anbetracht der 
kataſtrophalen Armut des Landes Zahlen, die den im ganzen Volke lebenden Willen, 
Propaganda im Dienſte Polens zu kreiben, überzeugend dokumentieren. ö 

Für den deutſchen Beobachter iſt dabei der entſcheidende Faktor, daß die 
Mittel und Menſchen, von denen hier die Rede geweſen iſt, fa ſtausſchließlich zur 
Propaganda gegen Deutſchland eingeſetzt werden. Und dieſer Einſatz 
iſt ſeit dem Abſchluß des deutſch⸗polniſchen Paktes von 1934 nicht etwa geringer 
geworden. Er hat ſich gerade ſeit dieſer Zeit vielmehr bedeutend verſchärft. Die 
polniſche Auslandspropaganda, die bis 1934 mit Rückſicht auf die Korridorfrage im 
weſentlichen in der Verteidigung ſtand, iſt ſeit dieſer Zeit zu einem umfaſſenden 
Angriff auf reichs deutſche Gebiete e ee Es liegt auf 
der Hand, daß ſich aus der Kenntnis dieſer Lage für Deukſchland gewiſſe zwingende 
Folgerungen bezüglich der eigenen Propaganda ergeben. Dr Th. Oberländer. 
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Coppernicus auf der Weltausſtellung 


Es war von vornherein zu erwarten, daß die Polen von den Repräſentanten der 
deutſchen Kultur, die ſie als Polen zu bezeichnen pflegen, zum mindeſten einen, 
Nikolaus Coppernicus, auf der Pariser Weltausſtellung herausſtellen würden. 
Und tatſächlich iſt dort im polniſchen Papillon unter den Büſten der großen 
(wirklichen oder angeblichen) Polen auch eine Büſte dieſes deut ſchen Aſtronomen zu 
finden. Ein ſolcher Verſuch, im Rahmen einer internationalen Veranſtaltung, die eine 
Leiſtungsſchau aller Völker der Erde fein ſoll, einen Großen der deutſchen Geiſtes⸗ 
geſchichte für das polniſche Volkstum und die polniſche Kultur in Anſpruch zu 
nehmen, iſt eine Provokation, die einer eindeutigen und würdigen Zurückweiſung 
von deutſcher Seite bedurft hat. Das deutſche Volk hat es nicht nötig, ſich mit den 
Leiſtungen fremder Völker zu ſchmücken; es hat aber auch nicht die Abſicht, derartige 
Methoden der ungerechtfertigten Bereicherung, wie fie mit bemerkenswerter Unverfroren- 
heit von polniſcher Seite angewandt werden, noch weiter zu dulden. Den Beſuchern der 
Pariſer Weltausſtellung iſt daher Gelegenheit gegeben worden, ſich an Hand ſchlag⸗ 
kräftigen Materials, das im deutſchen Papillon ausgeſtellt iſt, über die Glaub⸗ 
würdigkeit der polniſchen Coppernicus⸗ Propaganda felber ein Urteil zu bilden. Das 
Deutſchtum des Aſtronomen iſt dort durch folgende Ausſtellungsgegenſtände unter Beweis 
geſtellt worden: 


Die deutſche Abſtammung Coppernicus geht aus einer Verwandt— 
ſchaftstafel hervor. Auf dieſer ſind nicht nur die Vorfahren väterlicher⸗ und 
mütterlicherſeits, die zu den zweifelsfrei deutſchen Kaufmanns⸗ und Patrizier familien der 
Koppernigf, der Watzenrode uſw., gehörten, verzeichnet, ſondern auch die 
näheren und weiteren Verwandten des Aſtronomen, die Stulpawitz, von Allen, 
Feltſtette, Möller, Gertner, Loitſch ufm., alſo gleichfalls Sippen, die 
zum deutſchen Bürgertum und Adel Preußens zählten. Die Tafel zeigt, daß ſich in 
einem Fall, und zwar nur in der weiteren Verwandtſchaft des Aſtronomen polniſche 
Verſippung feſtſtellen läßt: ein Bruder ſeiner Mutter war mit einer Polin verheiratet; 
die Ehe jedoch blieb kinderlos, und erſt aus der zweiten Ehe des Onkels mit einer 
Deutſchen ſcheinen Kinder hervorgegangen zu ſein. Es handelt ſich alſo um einen Fall, 
der nicht gegen die deutſche Herkunft des Aſtronomen ins Feld geführt werden kann. 
Es iſt alſo völlig ſinnlos, wenn die polniſche Propaganda in ihrer W über das 
217 beſſerer Beweismittel jetzt auf dieſem polniſch verheirateten Onkel herumzureiten 
verſucht. 

Es iſt zu beachten, daß die polniſche Coppernicus⸗Propaganda die allgemein bekannte 
Tatſache, daß Coppernicus in Thorn geboren wurde, als einen „Beweis“ für deffen 
„polnifche Abſtammung“ auszugeben verſucht, indem fie ganz einfach den polniſchen 
Charakter dieſer Stadt unterſtellt. Und es muß feſtgeſtellt werden, daß die in dieſer 
„Beweisführung“ liegende Spekulation der polniſchen Props anda auf die geſchichtliche 
Unkenntnis der Menſchen nicht ganz unberechtigt erſcheint. be n aber war viele 
Generationen vor und viele Generationen nach Coppernicus eine faſt rein deutſche 
Stadt; zur Zeit des Aſtronomen war fie zu mehr als neun Zehnteln 
deutſch und ſämtliche ſtädtiſchen Aemter lagen in den Händen von Deutſchen. Der 
deutſche Charakter Thorns wird im deutſchen Pavillon in Paris durch mehrere beweis⸗ 
kräftige Dokumente verdeutlicht. Ein Kupferdruck, der aus der Chronik von Hartknoch 
„Alt- und Neues Preußen“ (Anfang 17. Ihr.) ſtammt, zeigt das nach Anlage 
und Stil durchaus deutſche Stadtbild Thorns. Und das Schöffenbuch der 
Stadt Thorn, das im Jahre 1936 von dem polniſchen Hiſtoriker Kaczmarczyk in 
Thorn herausgegeben wurde, weiſt für die Zeit von 1363 bis 1428, alſo für die Zeit vor 
Coppernicus nach, daß die Inhaber der ſtädtiſchen Aemter, zu denen 
auch die Vorfahren des Aſtronomen gehörten, ausſchließlich 
deutſcher Volkszugehörigkeit waren. 

Unwiderleglich wie dieſes Material ſind auch die Dokumente, die das deutſche Volks⸗ 
tums bekenntnis des Aſtronomen bezeugen. Es iſt bekannt, daß ſich unter den nach⸗ 
gelaſſenen Handſchriften des Aſtronomen, die in den Bibliotheken und Muſeen ver⸗ 
ſchiedener Länder aufbewahrt werden, keine einzige Zeile in polniſcher 
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Sprache befindet, daß ſich Coppernicus vielmehr, wenn er nicht lateiniſch ſchrieb, fe fe 
nur der deutſchen Sprache bediente. Hierfür bietet ein im deutſchen 
Pavillon ausgeſtellter eigenhändiger Brief, den Coppernicus am 45. Juni 1544 
von Frauenburg an Herzog Albrecht von Preußen ſchrieb, den Beweis. Für deſſen 
Deutſchtum zeugt auch die Photokopie eines aus dem Jahre 1496 
ſtammenden Rechnungsberichtes der Deutſchen Landsmann⸗ 
[haft an der Univerfität Bologna, an der Coppernicus damals ſtudierte. 
Bei dieſer Landsmannſchaft, deren Satzungen gleichfalls ausgeſtellt ſind, handelte es 
fi) um eine Zwangs organiſation aller an der genannten Univerfität ſtudierenden 
Rechtsſtudenten deutſcher Volkszugehörigkeit. In dem erwähnten Rechnungsbericht 
5 auch der Name des ſpäteren Aftronomen zu leſen. Dieſe in Paris ausgeſtellten 

ofumente find infofern beſonders intereſſant, als fie die innere Unwahrhaftigkeit jener 
Komödie beleuchten, die fich im vorigen Jahre ausgerechnet an der Univerſität Bologna 
abgeſpielt hat, als dort der polniſche Botſchafter am Quirinal im Auftrag ſeiner 
Regierung eine Büſte des „polniſchen“ () Aſtronomen enthüllte. 

Die wiſſenſchaftliche Leiſtung des Denkers und Forſchers iſt im deutſchen Pavillon 
durch ein Exemplar der bei Dfiander in Nürnberg im Jahre 1543 gedruckten Er ſt⸗ 
ausgabe feines Hauptwerkes „De revolutionibus orbium coelestium“ ver⸗ 
anſchaulicht. Schließlich ift von den dort aufgeftellten Gegenſtänden noch ein Bildnis 
des Aſtronomen, ein Holzſchnitt, zu nennen, das deſſen germaniſch⸗deutſchen Typ 
deutlich hervortreten läßt. Alle ausgeſtellten Dokumente find mit entſprechenden Leber: 
ſetzungen und Erläuterungen verſehen. 

Dieſe deutſchen Dokumente über Coppernicus ſind ſo überzeugend und unwiderleglich, 
daß die Erregung der Polen über die deutſche Antwort auf ihre Provokation begreiflich 
erſcheint, zumal ſich, einem Bericht des „Iluſtrowany Kuryer Codzienny“ zufolge, die 
Pariſer Preſſe unter dem Eindruck des deutſchen Beweismaterials bereits darüber 
zu amüfieren beginnt, daß im polniſchen Pavillon die Büſte eines 
Deutſchen ausgeſtellt wird! Es iſt freilich wenig wahrſcheinlich, daß die 
polniſchen Coppernicus-Propagandiſten ſich zu der Einſicht bekehren werden, daß es dem 
Anſehen der polniſchen Kultur im Auslande nur dienlich ſein kann, wenn ſie ſich darauf 
beſchränken, die polniſche Ruhmeshalle mit den Büſten polniſcher Leute zu ſchmücken. 


Vom tfchechifchen Volkscharakier 


Man ſollte meinen, daß alles das, was ſich ſeit Verſailles und St. Germain im öſt⸗ 
lichen Mitteleuropa ereignet hat, ausreicht, die letzten Reſte der romantiſchen Vor⸗ 
ſtellungen zu überwinden, mit denen Herder einſt das deutſche Urteil über Geſchichte, 
Charakter und Berufung der ſlawiſchen Volksſtämme verwirrt hat. Irgendwie aber 
ſcheinen dieſe Vorſtellungen noch immer im deutſchen Volke zu leben. Und irgendwie ſind 
die politiſch verhängnisvollen Irrtümer einer ſchwärmeriſchen 
Philoſophie, die am Ausgang des 18. Jahrhunderts das volks⸗ 
bewußte Denken des deutſchen Volkes gegenüber ſeinen öſt⸗ 
lichen Nachbarn zu zerfeßen begann, bis in die Gegenwart erhalten 
geblieben. Es iſt endlich Zeit, daß dieſe „ſlawiſche Krank heit“ auskuriert wird 
und daß mit dem Märchen von dem „friedliebenden Charakter der flawiſchen Ackerbauern“ 
gründlich aufgeräumt wird. Es iſt notwendig, zu erkennen, daß die Unterdrückung der 
deutſchen Volksgruppen in den öſtlichen Staaten und die deutſchfeindliche Haltung der 
öſtlichen Völker nicht eine durch die gegenwärtige politiſche Konſtellation bedingte Erſchei⸗ 
nung, ſondern eine Auswirkung des konſtanten Charakters dieſer 
Völker darſtellt. Dieſem Erfordernis wird das jüngſt erſchienene Buch von Rudolf 
Jung über „Die Tſchechen“ gerecht. (Siehe Buchbefprehung!) Es geht vom tſchechi⸗ 
ſchen Volkscharakter als von einer bleibenden Gegebenheit aus. Einige der hervorſtechen⸗ 
ſten Charaktermerkmale der Tſchechen, wie ſie ſich aus der Darſtellung eines ſo hervor⸗ 
ragenden Sachkenners wie des letzten Führers der ehemaligen DNA ergeben, ſeien im 
Folgenden zur Sprache ebracht. 1 

„Betrachten wir die Tſchechen“, ſagt Jung, „ſo fällt uns der Mangel an allen jenen 
Dingen auf, die die nordiſch beſtimmten Völker kennzeichnen.“ Iſt das deutſche Volk 
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nordiſch beſtimmt, fo iſt das tſchechiſche Volk dasjenige unter den europäiſchen Völkern, 
das feiner phyſiſchen Erſcheinungsform und feiner ſeeliſchen Haltung am ausgeprägteſten 
die Merkmale der oſtiſchen Raſſe aufweiſt. Bezeichnend für den Charakter des 
tſchechiſchen Volkes iſt die Neigung, ſich des Verrates zu rühmen, eine 
Neigung, die nach dem Zuſammenbruch Deſterreichs dazu führte, daß ein förmlicher Wett: 
ſtreit begann um den Ruf, den alten Staat am meiſten verraten, den Fahneneid am 
eheſten gebrochen und das hungernde Deutſchtum der böhmiſchen Randgebiete während des 
Krieges durch die Verweigerung der Lebensmittelzufuhr am fühlbarſten gepeinigt zu haben. 
Es ift beſtimmend für die charakterliche Haltung des kſchechiſchen Staates, daß in ihm die 
Verräter und Deſerteure zu den hö en Aemtern gelangten. 
Es iſt bezeichnend für die Moral des tſchechiſchen Volkes, daß es feinen Staat auf 
Lügen und Vertragsbrüchen, deren Opfer ſowohl die Weſtmächte wie die 
Sudetendeutſchen, Slowaken und Ufrainer geweſen find, aufgebaut hat. Und es kenm⸗ 
zeichnet den unheroiſchen Ehrbegriff dieſes Volkes, daß der tſchechiſchen 
Jugend ſchon in der Schule der Raubzug der berüchtigten Legionen durch Sibirien als eine 
Großtat der tſchechiſchen Geſchichte vorgeſtellt wird. Das tſchechiſche Volk hat kein 
Ödfter- und Heldenideal und keine Sage, die darum ſpinnt. Es hat fie niemals 
gehabt, denn es hat kein Heldenzeitalter in der tſchechiſchen Frühgeſchichte gegeben. Was 
davon in der tſchechiſchen Literatur verbreitet wird, if entweder geiſtiger Diebftabl 
oder erwieſene Fälſchung. Wenn es Maſaryk in den erſten Tagen des tleuen 
Staates für notwendig hielt, jene berühmt gewordene Mahnung an die Tſchechen zu 
richten: zu arbeiten und nicht zu ſtehlen, dann iſt das geſchehen, weil dieſer 
Mann, der entweder als Philoſoph oder als Politiker gelogen hat, genau wußte, wie es 
hinſichtlich der Unterſcheidung zwiſchen Mein und Dein bei feinen Landsleuten ſteht. Auch 
dieſe Eigenſchaften ſind kennzeichnend für das tſchechiſche Volk: ſeine Feigheit und 
Unterwürfigkeit, wo es in der Minderheit iſt und einen Herrn über ſich fühlt, 
und ſeine Brutalität, wo es die Mehrheit beſitzt und die Macht in der Hand hat. 
Seine Gefügigkeit und Dienſtfertigkeit haben den Tſchechen einſt zu einem in deutfchen 
Kreiſen beliebten Arbeiter und Dienſtboten gemacht. Des tſchechiſchen Hanges zur 
berufsmäßigen Beſpitzelung und hinterhältigen Provokation 
hat ſich ſchon die Habsburgerherrſchaft zum Schaden aller anderen Völker der Doppel⸗ 
monarchie mit Erfolg zu bedienen gewußt. Sehr viel von dem, was das alte Oeſterreich 
bei ſeinen Völkern ſo unbeliebt machte, fällt auf die tſchechiſchen Kreaturen zurück, die 
das Habsburgerregime — vor allem in Galizien — als Beamte eingeſetzt hat. 

Tief in der Seele des Tſchechen ſchlummert das aus Neid und Furcht gemiſchte Haß: 
gefühl gegen den Deutſchen. 1000 Jahre des Zuſammenlebens in einem Lande 
haben es nicht vermocht, dieſes Gefühl zu überwinden. Immer wieder haben ſich die 
Tſchechen als das Volk des Aufruhrs gegen die mitteleuropäiſche 
Ordnung erwieſen. Das tſchechiſche Volk iſt zäh und beharclich und von 
einem chaupiniſtiſchen Artbewußtſein beſeſſen. Es ift demokratiſch — aber nur 
unter ſich. Der Tſcheche kann weich und hilfsbereit fein, wo es ſich um Seinesgleichen 
handelt; aber er iſt kleinlich-gehäſſig, kriecheriſch und roh gegen den 
Fremden. Alles, was er tut, hat eine politiſche Note. Er fühlt ſich als ame 
höriger eines kleinen Volkes ſtändig bedroht und ſteht daher fändigim Kampf. Er 
liebt die Przemyſliden nicht, weil fie deutſchfreundlich waren; er ſieht in den Huſſiten⸗ 
kriegen die Glanzzeit ſeiner Geſchichte, obwohl dieſe Kriege Böhmen zu einer Wüſte 
zerſtampften. Das Aufbauende liegt nicht in der Natur des tſchechiſchen Volkes. Es iſt 
ein Volk, dem die geiſtige Schöpferkraft mangelt. Aber wie ſelten ein 
anderes Volk verſteht es das tſchechiſche, fremde Gedanken der Erreichung 
ſeiner nationalen Ziele dienſtbar zu machen. Hus machte aus der 
Lehre Wicliffs ein nationales Kampfmittel gegen die Deutſchen. Und der tſchechiſche 
Staat wurde mit Hilfe humanitärer Ideen, mit denen Maſaryk geſchickt zu jonglieren 
wußte, erſchlichen. In dieſem Mißbrauch fremder Gedanken offenbart ſich eine unbe: 
ſtreitbare Gewandheit im Lügen, die ſich aber ſelbſt in den Kreiſen der 
tſchechiſchen Intelligenz ſehr häufig mit einem für europäiſche Verhältniſſe geradezu 
unwahrſcheinlichen Mangel an tatſächlichem Wiſſen verbindet. Nur 
vom Charakter des tſchechiſchen Volkes her iſt das Verhältnis zwiſchen Deutſchtum 
und Tſchechentum zu begreifen: die beſtialiſche Aushungerung der fudetenländifchen 
Deutſchen, der politiſche Verfolgungswahn, der in tauſenden von Prozeſſen feinen Nieder⸗ 
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ſchlag findet, das krankhafte Bedürfnis, alles, was deutſch iſt, mit Schmutz zu 
bewerfen, u. a. m. 

Aus der Zeit vor der Errichtung des tſchecho⸗ſlowakiſchen Staates liegen mehrere 
Aeußerungen heute maßgebender tſchechiſcher Politiker vor, die anerkennen, daß die 
Exiſtenzfähigkeit eines die „hiſtoriſchen Länder“ umfaſſenden Staates die Gleichberechtigung 
und die territoriale Autonomie der dort wohnenden Völker zur Vorausſetzung hat. Sie 
haben, ſeitdem fie im Befiß des von ihnen erſtrebten Staates find, dieſe aus der Erfahrung 
geſchöpfte Erkenntnis verleugnet. Sie haben damit nur in Ulebereinſtimmung mit den 
vorherrſchenden Weſenszügen des tfchechifchen Volkscharakters gehandelt. Das aber 
bedeutet, daß eine befriedigende Löſung der deukſch⸗tſchechiſchen 
Frage nur unter dem Druckeiner politiſchen Konſtellation, etwa 
einer völligen außenpolitiſchen Ifolierung der Tſchecho⸗Slowakei, zu erwarten iſt, 
die das tſchechiſche Volk zur Nachgiebigkeit zwingt. Solange dieſes 
Volk unbeſchränkt im böhmiſchen Raum herrſcht, wird es eine ſolche Löſung nicht geben. 
In ſeltenen lichten Momenten ſind ſich die Tſchechen durchaus bewußt, daß ſie mit der 
Politik, die ſie betreiben, ihre Zukunft riskieren. Aber der Huſſitengeiſt erſchlägt in ihnen 
jede Vernunft. „Wir Tſchechen“, hat einer der führenden Prager Politiker einmal 
geſagt, „ſind ein ungezügeltes Volk, ein Volk, das keine Vernunft 
annimmt. Wir haben ſchon einmal ein Lipanerlebt; ich fürchte, 
wir werden ein zweites erleben“. Europa hätte den Nutzen davon. Dr. K. 


pilſudſki⸗ Propaganda in Deutiſchland 


Am 25. Mai hielt der polniſche Major Waclaw Lipinſki in Berlin auf Einladung 
der Deutſchen Geſellſchaft zum Studium Dſteuropas einen Vortrag über den ruſſiſch⸗ 
polniſchen Krieg. Lipinſki ift der Leiter des Pilſudſki⸗Inſtitutes in Warſchau 
und der ſtellvertretende Leiter des dortigen Militärhiſtoriſchen Büros. Er hat 
als berufsmäßiger Verfechter der Pilſudſkilegende die von der Eſſener Verlagsanſtalt in 
Eſſen verlegte vierbändige deutſche Ausgabe der „Dokumente und Erinnerungen“ feines 
Helden beſorgt. Vor einiger Zeit hat die „Gazeta Polſka“ berichtet, daß ſich die Hanſe⸗ 
atiſche Verlagsanſtalt in Hamburg entſchloſſen habe, das bisher nur in polniſcher Sprache 
vorliegende Buch Lipinſkis „Der bewaffnete Kampf um die Unab⸗ 
hängigkeit Polens“, das in der Hauptſache die Tätigkeit der Pilſudſkiſchen Legionen 
im Weltkriege behandelt, in einer von Jan Pawel Kaczkowfſki bearbeiteten 
deutſchen Ueberſetzung erſcheinen zu laſſen. (Kaczkowſki iſt polniſcher General: 
konſul in Eſſen und war jchon an der Bearbeitung der deutſchen Ausgabe 
der Pilſudſkiſchen Schriften beteiligt.) Das erwähnte Buch von Lipinſki hat in polniſcher 
Sprache bereits zwei Auflagen erlebt. Es ins Deutſche zu übertragen, liegt keine 
beſondere Veranlaſſung vor. Der deutſche Bedarf an polnifh-propa- 
gandiſtiſch gefärbter Literatur über pilſudſkiund die Legionen 
ift reich lich gede ck t. Wenn ſchon ein neues Buch über dieſes Thema in Deutſchland 
erſcheinen ſoll, dann eine nüchterne und kritiſche Studie über die Ein— 
ſtellung des polniſchen Marſchalls und ſeiner Mitarbeiter zu 
Deutſchland. Eine ſolche Arbeit wäre von politiſchem Nutzen; ſie könnte der 
Legende von der angeblich deutſch⸗ freundlichen Einftellung Pil udffig ein Ende bereiten, die 
hie und da noch in deutſchen Kreiſen graſſiert und mit der die ropaganda der Epi onen des 
Marſchalls in Deutſchland (aber nirgendswo anders!) Eindruck zu machen e 
Wenn das erwähnte Buch von Lipinſki tatſächlich in deutſcher Sprache herauskommen 
155 dann wäre als Mindeſtbedingung zu fordern, daß es in ungekürzter und wörtlicher 

eberſetzung erſcheint. Es dürfte nicht wieder vorkommen, wie das bei der Herausgabe 
anderer polniſcher Bücher in deutſcher Sprache (auch bei der vierbändigen Pilſudſki⸗Aus⸗ 
gabe Lipinſkis!) der Fall iſt, daß man in der deuffhen Ausgabe die 
deutſchfeindlichen Stellen einfach unter den Tiſch fallen läßt, 
damit alſo den Charakter des Buches abſichtlich verfälſcht und die politiſche Einſtellung 
ſeines Verfaſſers verſchleiert. 

Es müßte dafür geſorgt werden, daß der polniſche Bearbeiter der Ileberſetzung z. B. 
folgende ſehr intereſſante und aufſchlußreiche Stelle aus dem Lipinſkiſchen Buch nicht 


223 


unterſchlägt: Es iſt da auf Seite 175 f. von einer Beratung des ſogenannten Konvents 
der Polniſchen Militärorganifation (P. O. W.) die Rede, die im Früh jahr 
1918 unter dem Vorſitz des heutigen Marſchalls Rydz⸗Smigly in Krakau ſtattfand. In 
dieſer Geheimorganiſation waren bekanntlich die engſten und treueſten Mitarbeiter des 
damals ſchon internierten Pilſudſki vereinigt. Lipinſki berichtet über die erwähnte Be⸗ 
ratung: „Die Loſung, unter der die Ausſprache ſtattfand. ., waren die Worte 
Pilſudſkis, die er im Frühjahr 1917 im vertrauten Kreiſe geſprochen hatte: Wir 
ſind zuſchwach, um den Feind ab zuſchlachten; aber wir find ſtark 
genug, um ihn abzugurgeln.“ Der Hauptgegenſtand der Beratung war, wie 
Lipinſki weiter erzählt, einen Organiſations⸗ und Aktionsplan für die Arbeit des „Ab⸗ 
gurgelns“ aufzuſtellen und die Bevölkerung ſowohl wie die bewaffnete Macht ſtimmungs⸗ 
mäßig auf den hierzu geeigneten Augenblick vorzubereiten. Es wurde u. a. ein Beſchluß 
folgenden Wortlauts gefaßt: „In der Erwägung, daß zwar die Autorität der öſter⸗ 
reichiſchen Macht und des öſterreichiſchen Heeres in der polniſchen Volksgemeinſchaft zu⸗ 
ſammenbricht, daß aber zugleich eine kritikloſe Furcht vor der deutſchen Macht beſteht, 
wird beſchloſſen, die ſeeliſche Einſtellung der Volksgemeinſchaft 
durch eine inkenſiveterroriſtiſche Tätigkeit gegen die Deutſchen 
zu durchbrechen“. In dieſem Sinne, ſo berichtet Lipinſki dann ſchließlich, wurde 
von der P. O. W. gemeinſam mit der Kampforganiſation der Polniſchen Sozialdemokratie 
in den erſten Oktobertagen 1918 mit einer Serie von Attentaten 
auf Angehörige der deutſchen Beſatzungsbehörden begonnen. 
Dieſen Attentaten fiel vor allem der Chef der deutſchen Polizeiverwaltung in Warſchau, 
Dr Schultze, zum Opfer; und weiter wurden im Laufe dieſer Aktion binnen wenigen 
Tagen etwa 200 deutſche Gendarmen ermordet. Pilſudſki felber ſaß 
damals zwar in Magdeburg feſt. Sein Geiſt aber lebte in den Leuten, die in Krakau 
den Beſchluß faßten, die Deutſchen „abzugurgeln“, und er lebte, wie Lipinſkis Bericht 
beſtätigt, auch in den Leuten, die dieſe Empfehlung ihres Kommandanten an 200 Beamten 
der deutſchen Zivilverwaltung des Generalgouvernements Warſchau praktiſch vollführten. 

Es wäre nicht nötig, über dieſe Dinge zu ſprechen, wenn nicht, wie geſagt, die Geſtalt 
Pilſudſkis von der polniſchen Propaganda in Deutſchland in einer Beleuchtung heraus⸗ 
geſtellt würde, die dazu beſtimmk ift, dieſen polniſchen Nationalhelden in der Rolle 
eines „Deutſchenfreundes“ oder gar eines indirekten „Wohltäters“ Deutſchlands erſcheinen 
zu laſſen. Uleber Wert und Unwert der politiſchen Folgen, die der Krieg von 1920 
oder die Herrſchaft des Pilſudſkiſyſtems in Polen für Deutſchland gehabt haben, kann 
man durchaus verſchiedener Auffaſſung ſein. Und der Bewertung des Marſchalls als 
eines Nationalhelden des polniſchen Volkes kann es in Deutſchland keinen Abbruch tun, 
wenn man darauf verzichtet, ihm irgendwelche, niemals vorhanden geweſene deutſch— 
freundliche Abſichten zu unterftellen. 


Volksgruppenfeindliche Wiriſchaſtspolitik 


Staat und Wirtſchaft in Lettland vor dem 18. Mai 1934 


Seit dem 15. Mai 1934 beſitzt Lettland eine autoritäre Regierung. Seit dieſer Zeit 
hat ſich nicht nur eine vollſtändige Neugeſtaltung der innerpolitiſchen Lage des Staates 
vollzogen, ſondern ift auch eine fiefgreifende Umgeſtaltung der geſamten wirtſchaftlichen 
Verhälkniſſe Lettlands durchgeführt worden. Die parlamentariſchen Regierungen der 
Vormaizeit hatten die privatwirtſchaftliche Entwicklung der Induſtrie und des Handels 
wenig beeinflußt. Es gab nur ein Gebiet, auf dem der Staat auch damals ſchon einen 
großen Einfluß ausübte; das war die Finanzierung der kleinen lettiſchen Kreditgenoſſen⸗ 
ſchaften aus Mitteln der ſtaatlichen Emiſſionsbank. Auch wurden gelegentlich einzelne 
nationallettiſche Induſtrieunternehmungen und Handelsbetriebe ſtaatlich gefördert; doch 
wurde die Geſamtentwicklung der lettländiſchen Volkswirtſchaft dadurch wenig beeinflußt. 
Weiter trat der Staat auch damals ſchon als Unternehmer auf; aber es handelte ſich hier⸗ 
bei um eine mehr zufällige, als beabſichtigte Erſcheinung. Der lettländiſche Staat war 
nämlich, als Nachfolger des ruſſiſchen, in den Beſitz Ba Unternehmungen, der 
„Libauer Kriegshafenwerkſtätten“, der von den Ruſſen während des Welt⸗ 
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krieges enteigneten Rigaer Fabrik der A. E. G. und einiger Handelsſchiffe 
gelangt, welch letztere die Rigaer Regierung veranlaßten, eine ſtaatliche Reederei zu 
begründen. Schließlich dienten die ſtaatlichen Monopole (Flachs, Spiritus, 
Zucker) fiskaliſchen Zwecken. Die Forderung nach Anbahnung einer ſtreng völkiſchen 
Wirtſchaftspolitik wurde ſchon vor dem 15. Mai 1934 von nationaliftifchen Gruppen des 
Lettentums mehrfach erhoben; doch ließen es die häufigen Regierungswechſel, die einer 
großzügig planenden Wirtſchaftspolitik abträglich waren, dazu nicht kommen. 

Mit dem Augenblick, da die autoritäre Regierung die Zügel in die Hände 
nahm, trat ein Wandel der Dinge ein. Sehr bald wurde es klar, daß dieſe Regierung 
gewillt war, einen entſcheidenden Einfluß auf die Geſtaltung der 
Wirtſchaft zu nehmen und entſchloſſen war, nicht nur die Wirtſchaft ſtaatlich zu lenken, 
ſondern zugleich auch dem Lettentum die Beſetzung ſämtlicher wichtiger Schlüſſelſtellungen 
in der Wirtſchaft zu ſichern. Zunächſt müſſen einige Zahlen vorangeſtellt werden: 


Deutſche und Juden in der lettländiſchen Wirtſchaft 


Am 1. Januar 1936 gab es in Lettland 1237 Handels unternehmen mit 
einem Jahresumſatz von über 100 000 Lats. Von dieſen waren jüdiſch 47,9 v. H., 
lettiſſch 30 v. H., deutſch 16,3 v. H.; der Reſt gehört Perſonen anderer Volks⸗ 
zugehörigkeit. Der /Umſatz dieſer Handelsunternehmen betrug im Jahre 1935, auf: 
geteilt nach der Volkszugehörigkeit ihrer Beſitzer (in Millionen Lats): lettiſch 384,3, 
jüdiſch 349,0, deutſch 98,2, ruſſiſch 30,6, polniſch 10,9 und andere Volksgruppen 27,1. Die 
Induſtriegeſellſchaften lagen gleichfalls zum großen Teil in nichtlettiſchen Händen. 
Die Erzeugniſſe der lettländiſchen Induſtrie ſtammten im Jahre 1935 wertmäßig zu 
36,7 v. H. aus deutſchen, zu 35,6 v. H. aus jüdiſchen, zu 24,3 v. H. aus lettiſchen und zu 
2,4 v. H. aus andersnationalen Betrieben. In Kleinhandel und Gewerbe lagen 
die Verhältniſſe für das Lettentum weſentlich günſtiger; jedoch war auch hier der Vom⸗ 
hundertſatz andersvölkiſcher, beſonders jüdiſcher Unternehmungen hoch. 

Aus dem Geſagten ergibt ſich, daß der deutſche und der jüdifche Anteil 
an der lettländiſchen Wirtſchaft ein recht beträchtlicher war. Die Entſtehung der wirtſchaft⸗ 
lichen Poſitionen der beiden Volksgruppen war jedoch völlig verſchieden geweſen. Das 
baltiſche Deutſchtum hatte jahrhundertelang die politiſch und ſozial maßgebende 
Schicht im baltiſchen Raume gebildet; demgemäß war ſein wirtſchaftlicher Aufſtieg ein 
langſamer und natürlicher Entwicklungsvorgang geweſen. Der Weltkrieg und ſeine Folgen 
hatten die deutſche Wirtſchaft in Lettland (wie auch in Eſtland) faſt völlig vernichtet. In 
zäher Aufbauarbeit war es den Deutſchen in Lettland nach dem Zuſammenbruch aber 
gelungen, einen Teil ihrer alten Wirtſchaftspoſttion aus den Trümmern wieder neu 
erſtehen zu laſſen. Die Wirtſchaft der deutſchen Volksgruppe iſt 
boden verbunden, wie die Menſchen, die ſie geſchaffen haben; ſie 
bildet einen organiſchen Beſtandteil der Geſamtwirtſchaft des Landes. Das Juden: 
tum hingegen hat die günſtige Konjunktur der Nachkriegszeit ausgenutzt; es hat ſich den 
ungeheuren Warenhunger, der nach dem Kriege in Lettland herrſchke, zunutze gemacht und 
fi) mit dem ihm eigenen händleriſchen Inſtinkt auf die einträglichſten Wirtſchaftsgebiete 
geſtürzt. Es iſt, wie ſtets, nur als ſpekulierendes, raffendes Element in Erſcheinung 
getreten, ohne innerlich mit den Betrieben, die es erworben hat, zu verwachſen, ohne ein 
perſönliches Verhältnis zur Arbeiterſchaft zu gewinnen, ohne Pflichten anzuerkennen, die 
ein Betriebsleiter der Geſamtheit gegenüber beſitzt. Bei der außerordentlichen Beweglich⸗ 
keit ſeines Kapitals iſt das Judentum auch in Lettland immer in der Lage geweſen, ſein 
Geld an einem beliebigen anderen Ort „arbeiten“ zu laſſen, wenn ihm an dieſer oder jener 
Stelle durch gewiſſe Maßnahmen der Regierung etwa Hinderniſſe in den Weg gelegt 
wurden. Das bedeutet, daß die ſtaatlichen Eingriffe in das Wirk⸗ 
ſchaftsleben das Judentum bei weitem nicht ſo ſchwer wie das 
baltiſche Deutſchtum berühren, deſſen⸗boden verbundene Wirt- 
ſchaft ſolchen Eingriffen nicht ohne weiteres ausweichen kann, 
daß ſich alſo auch das Beſtreben der autoritären Regierung Lettlands, die Volkswirtſchaft 
in lettifchen Beſitz überzuführen, beſonders ſchwer gegen das Deutſchtum des Landes aus⸗ 
wirken muß. 


Die Wirtſchaftskammern 


Die Rigaer Regierung leiſtet in der Schaffung einer nationallettiſchen, ſtaatlich gelenkten 
Wirtſchaft planmäßige Arbeit. Zuerſt wurden mehrere Kammern, die Handels und 
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Induſtriekammer, die Handwerkskammer und die Landwirtſchaftskammer geſchaffen. 
Alle beſtehenden Organiſationen der Kaufleute, Induſtriellen und Handwerker ſowie die 
landwirtſchaftlichen Verbände wurden aufgelöſt; ihr Vermögen wurde von den neuen 
Kammern übernommen. Beſonders empfindlich wurde das Deutſchtum durch dieſe Maß⸗ 
nahmen betroffen. Es verlor einen großen Immobilienbeſitz; ſelbſt rein geſellige Vereini⸗ 
gungen, wie die ſogen. „Gewerbevereine“ in den kleineren Städten Mitau, Windau und 
Bauske, mußten verſchwinden. Durch die Auflöſung der deutſchen landwirtſchaftlichen 
Verbände wurde eine Beratung und Betreuung der deutſchen Landwirte durch volkseigene 
Fachleute nahezu unmöglich gemacht. Die neuen Kammern zählen unter ihren Mit⸗ 
gliedern, die von der Regierung ernannt werden, nur ſehr wenige Deutſche. 
Die auf Veranlaſſung der Kammern neugegründeten Bezirksvereine der Handwerker, 
Kaufleute und Induſtriellen haben gleichfalls eine faſt rein lettiſche Prägung. Die 
deutſche Volksgruppe iſt auf dieſe Weiſe faft ganz aus der Ber: 
tretung der Berufsintereſſen ausgeſchaltet worden. 


Die Lettländiſche Kreditbank 

Gleichzeitig baute die Regierung ihre finanzielle Stellung planmäßig aus. Im Jahre 
1935 erfolgte die Gründung der Lektländiſchen Kreditbank. Deren 
Aktienkapital, das mehrfach, zuletzt am 2. Februar 1937, erhöht wurde, beträgt 40 Milli⸗ 
onen Lats. Dieſes Kapital wurde vom Finanzminiſterium aus den Einlagen der Poſtſpar⸗ 
kaſſe, aus dem „Fonds zur Erneuerung des Wirtſchaftslebens“, in Pfandbriefen der 
Lettländiſchen Staatlichen Hypothekenbank und der Staatlichen Bodenkreditbank, ferner 
in Geſtalt der Forderungen des Wirtſchaftsdepartements an die ländlichen Selbſtver⸗ 
waltungen und an die Städte zur Verfügung geſtellt. Die Lettländiſche Kredit- 
bank ift alfo ein völlig in der Hand der Regierung liegendes 
Kreditinſtitut. Ihre Aufgabe iſt es, als ſtaatlicher Mittler bei der Ueberführung 
von Privafbetrieben aus nichtlettiſcher in lettiſche Hand zu dienen. Durch einen befonderen 
Beſchluß des Miniſterkabinetts, demzufolge die Statuten einer jeden Geſellſchaft, die in 
Zahlungsſchwierigkeiten gerät oder über 50 v. H. ihres Vermögens verliert, aufgehoben 
werden können, erhielt dieſe Bank eine ihrer Zweckbeſtimmung entſprechende Inter— 
ventionsmöglichkeit. Als die wirtſchaftliche Depreſſion der Jahre 1931 
bis 1933 mehrere größere Aktienbankenſtark in Mitleidenſchaft 
zog, griff die Regierung ein und übergab dieſe Banken der Lett⸗ 
ländiſchen Kreditbank zur Liquidation. Bei der Liquidation ſchrieb die 
Kreditbank einen erheblichen Teil der ausſtehenden Forderungen als nicht mehr beitreibbar 
ab und erklärte das Aktienkapital der betreffenden Banken für ſo gut wie verloren. Auf 
dieſe Weiſe find auch einige deutſche Banken (3. B. Rigaer Kreditbank) und 
Banken, die mit ausländiſchem Kapital, aber deutſchen Ange⸗ 
ſtellten arbeiteten, aus dem lettländiſchen Wirtſchaftsleben 
verſchwunden. Bis zum 22. September 1936 hat die Kreditbank 9 Banken, 
11 gegenſeitige Kreditgeſellſchaften und 11 Handels⸗ und Induſtrieunternehmen zur 
Liquidation übernommen. Natürlich haben die Angeſtellten dieſer Betriebe dabei ihre 
Stellung verloren. Da die liquidierten Geldinſtitute weitgehend die lettländiſche Land- 
wirtſchaft mit Krediten verſorgt hatten, hat ſich die Kreditbank veranlaßt geſehen, von 
ſich aus die Lettländiſche Bauernkreditbank als agrariſches Kreditinſtitut 
mit einem Aktienkapital von 7,5 Millionen Lats ins Leben zu rufen. Zur Zeit beſteht 
außer der übermächtigen Lettländiſchen Kreditbank nur noch eine einzige 
deutſche Aktienbank. Während der Anteil des ausländiſchen Kapitals bei den 
Banken am 1. Januar 1935 noch 67,9 v. H. betrug, iſt er heute auf 10 v. H. geſunken. 
Darüber hinaus wurde die Aufſicht der Regierung über das private 
Bankweſen bedeutend verſtärkt. Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, die Entlaſſung 
eines jeden Angeſtellten oder Mitarbeiters eines Geldinſtituts zu verfügen. Auf dieſe 
Weiſe hängt ſelbſt das Schickſal des kleinſten Angeſtellten und natürlich erſt recht das⸗ 
jenige des Direktors vom Willen des Finanzminiſteriums ab. 


Die Verlettung und Verſtaatlichung des Handels 


Als zweites Wirtſchaftsgebiet wurde der Handel (por allem mit Erzeug⸗ 
niffen der Landwirtſchaft und deren Nebenprodukten) in die Hand ſtaatlicher 
Stellen gebracht. Hier war bereits früher Vorarbeit geleiſtet worden; ſtaatliche Monopole 
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für Flachs, Spiritus und Zucker beſtanden bereits vor Beginn der autoritären Regierung. 
Von dieſer wurde dann zunächſt die ſtaatliche A. G. „Befona Eksports“ ausge 
baut; dieſe Geſellſchaft hat die geſamte Ein- und Ausfuhr von Vieh und Fetten in der 
Hand. Der „Lettländiſche Milchwirtſchaftliche Zentralverband“, 
der der Landwirtſchaftskammer angeſchloſſen iſt, beſitzt das Monopol für den Export von 
Milchprodukten und Eiern. Eine weitere ſtaatliche Geſellſchaft, der „Lett⸗ 
ländiſche Zentrale Saatenegport“, führt monopolartig die Ein⸗ und Aus⸗ 
fuhr des Saatgutes durch. Und die A. G. „Leder- und Wollzentrale“ ftellt, als eine 
Gründung der A. G. „Bekong Eksports“, des „Lettländiſchen Zentralen Saatenexports“, 
des „Letkländiſchen Milchwirtſchaftlichen Zentralverbandes“ und der Landwirtſchafts⸗ 
kammer gleichfalls ein autonomes Staatsunternehmen dar. (Der Lederhandel hat bisher 
zum größten Zeil in jüdiſchen, z. T. auch in deutſchen Händen gelegen.) 


Einen beherrſchenden Einfluß auf den Binnenhandel mit landwirtſchaftlichen Erzeug⸗ 
niſſen hat ſich die lettländiſche Regierung durch den Verband der Genoſſen⸗ 
ſchaften „Turiba“ („Wohlſtand“) geſichert. Die „Turiba“ wurde von einigen 
Genoſſenſchaftsverbänden, dem „Lettländiſchen Milchwirtſchaftlichen Zentralverband“, 
der Landwirtſchaftskammer und der „Lettländiſchen Bauernagrarbank“ (einer Gründung 
der Lettländiſchen Kreditbank) gegründet. Das Kapital der „Turiba“ beläuft ſich auf 
7 Millionen Lats. Beſtehende Genoſſenſchaftsverbände können ſich ihr anſchließen, wobei 
ihre Aktiva und Paffiva von dieſer übernommen und ihre Immobilien fteuer- und 
gebührenfrei im Grundbuch auf den Namen der „Turiba“ übertragen werden. Wie ſtets 
bei den Neugründungen, die auf Veranlaſſung der Regierung geſchehen, können auch in 
dieſem Falle die Anteilſcheine nur mit beſonderer Genehmigung (hier nur mit Einwilligung 
der Verwaltung und des Rates der „Turiba“) veräußert werden. In der Verwaltung 
hat ein Vertreter der Landwirtſchaftskammer Sitz und Stimme. Das Tätigkeits⸗ 
gebiet der „Turiba“ iſt außerordentlich groß. Nach ihren Stakuten ſoll 
ſie „die Durchführung der ſtaatlichen landwirtſchaftlichen, wie auch überhaupt der wirt⸗ 
ſchaftlichen Politik fördern, indem ſie die Abſichten der Regierung bei der Preisfeſtſetzung 
und bei der Hebung des Volkswohlſtandes unterſtützt“. Sie betreibt nur Großhandel; 
ſie ſoll ihre Mitglieder mit Waren, Maſchinen, Lebensmitteln und Arbeitszubehör ver— 
ſorgen, im In- und Ausland Erzeugniſſe der Landwirtſchaft, des Handwerks und der 
Induſtrie kaufen und verkaufen und landwirtſchaftliche Erzeugniſſe verarbeiten und markt⸗ 
bereit machen. Mitglieder können außer Genoſſenſchaften auch kommunale Behörden und, 
unter beſtimmten Vorausſetzungen, wirtſchaftliche Organiſationen und Unternehmen werden. 
Wie aus all dem erſichtlich, handelt es ſich bei der „Turiba“ nicht um einen gewöhnlichen 
Verband von Genoſſenſchaften, ſondern um eine Großhandelszentrale, die 
berufen ift, einen großen Teil des Engrosbandels an ſich zu 
ziehen. Daß dieſe Abſicht wirklich befteht, kann man u. a. auch daraus folgern, daß 
ihr bereits in einem Fall das Großhandels mono pol für eine beſtimmte Ware, 
nämlich Zement, übertragen worden iſt. Eine ähnlich beherrſchende Stellung wie die 
„Turiba“ nimmt hinſichtlich der Verſorgung des Landes mit Holz, Kohle, Koks und 
anderen Brennſtoffen die A. G. „Ogle“ ein; an dieſe ſind u. a. ſämtliche größeren 
Staatsaufträge (wie für Eiſenbahnen und Behörden) übergegangen. Der Handel 
mit dieſen Waren hat bisher faft ausſchließlich in deutſchen 
Händen gelegen. 


Das Schickſal der lettländiſchen Induſtrie 


Um auf die Induſtrie einen größeren Einfluß zu gewinnen, iſt die Konzeſſions⸗ 
pflicht für Induſtrieunter nehmungen und größere Handwerks⸗ 
betriebe eingeführt worden. Der Finanzminiſter kann einzelne Betriebe von dieſer 
Verpflichtung entbinden; er iſt aber auch berechtigt, beſondere Forderungen in bezug auf 
die Leitung, Ausrüſtung und Produktion der Betriebe zu ſtellen. Die verantwortlichen 
Leiter müſſen lettländiſche Staatsangehörige fein und die Staatsſprache beherrſchen. 
Da auch alle bereits beſtehenden gewerblichen Unternehmungen einer Genehmigung zur 
ferneren Arbeit bedürfen, liegt es in der Macht des Finanzminiſters, das Weiterbeſtehen 
jedes beliebigen Betriebes zu unterbinden, — eine Möglichkeit, die die deutſchen Unter⸗ 
nehmungen in ihrem Beſtande bedroht und wohl als ein Druckmittel gedacht iſt, die 
deutſchen Unternehmungen den Kaufabſichten der Lettländiſchen Kreditbank gefügig zu 
machen. 
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Mehrere große deutſche Induſtriebetriebe find bereits 
in den Beſitz der Kreditbank übergegangen und ſetzen unter neuem 
Namen ſowie unter rein lettiſcher Leitung und natürlich auch ohne ihre bisherigen deutſchen 
Angeſtellten und Arbeiter ihre Tätigkeit fort. So hat die Kreditbank die Aktien des 
größten lettländiſchen ſchwerinduſtriellen Unternehmens, das ſich bis dahin in deutſchem 
Beſitze befand, der A. G. „Phönix“, erworben. Die neuen Aktien der Geſellſchaft, 
die unter dem Namen „Vairogs“ weiterbeſteht, lauten bezeichnenderweiſe ausfchließlich 
auf Namen, und die Kreditbank hat ſich im Falle eines Beſitzwechſels der Aktien das 
Vorkaufsrecht an dieſen geſichert. Die A. G. „Vairogs“, ſo hat es in einer Erklärung 
des Finanzminiſters u. a. geheißen, ſei zwar eine private Geſellſchaft, doch werde fie in 
engem Kontakt mit der Staatsführung, den ſtaatlichen Behörden, dem Kriegsminiſterium, 
dem Verkehrsminiſterium und dem Finanzminiſterium ſtehen und jo arbeiten, wie es dieſen 
Stellen genehm ſei. Und der Vorſitzende der Handels⸗ und Induſtriekammer, A. Behrſin, 
hat die Geſellſchaft als ein lettiſches Unternehmen bezeichnet, in dem nur Letten arbeiten 
würden. In Zukunft ſollen in dem Werk, zu dem u. a. auch die einzige Waggon⸗ 
fabrik Lettlands gehört und dem auch die Schiffswerft des Rigaer Börfen- 
komitees angegliedert iſt, auch Kriegsmaterial hergeſtellt werden. Weiter hat die Fett: 
ländiſche Kreditbank die Bier brauereien „Ilgezeem“ und „Tannhäuſer“ 
ſowie die ee Brauerei „Waldſchlößchen“ erworben. Die beiden erſten 
waren nach dem g aus deutſchem in jüdiſchen Beſitz übergegangen; doch waren 
Verwaltung und leitende Angeſtelltenſchaft weiterhin deutſch geblieben. An Stelle dieſer 
Brauereien, von denen das ganze Land mit billigem Bier verſorgt wird, iſt nun eine neue 
lettiſche unter dem Firmennamen „Aldaris“ getreten; und auch in dieſem Falle hat ſich 
die Kreditbank das Vorkaufsrecht auf die gleichfalls auf Namen lautenden Aktien vor⸗ 
behalten. Die übrigen, kleineren Brauereien, die meiſt in deutſchen Händen ſind, werden ſich 
dem ſtaatlichen Unternehmen gegenüber kaum zu behaupten vermögen. In neueſter Zeit 
hat dann die Kreditbank auch die Tabakfabrik „Aſimakis“, („zur Kontrolle 
des Tabakgeſchäfts“), die Dehlmühle „Sauſinſch & Co.“, die Oehlmühle „Dehlerich“, die 
etwa 10 000 Tonnen Naphtha jährlich verarbeitet, die Kriegs mannſche Korken⸗ 
fabrik in Riga und die Schokoladenfabriken „Laima“ und „Riegert“ 
erworben. Als neue Eigentümer treten, neben der Kreditbank, die „Turiba“ und das 
Armeewarenhaus auf. Im Auftrage der A. G. „Vairogs“, die ihrerſeits, wie erwähnt, 
wieder von der Kreditbank abhängig iſt, iſt die Patronenfabrik „Sellier und Bellot“ 
aufgekauft worden. Mit dem Aufkauf weiterer privater, vor allem deutſcher Betriebe 
durch die ſtaatlichen Inſtitute, vor allem die Lettländiſche Kreditbank, iſt in näherer 
Zukunft zu rechnen. 

Neben dem Ankauf beſtehender geht die Begründung neuer Unternehmen 
durch die ſtaatlichen Kredifinftifute einher. So wurde zunächſt eine 
ſtaatliche Dachſchiefer fabrik gegründet, dann folgte die Begründung zweier Unter⸗ 
nehmungen, die zwar offiziell als „privat“ bezeichnet werden, in Wirklichkeit aber halb⸗ 
ſtaatliche Unternehmen ſind: „Kiegelneeks“ und „Kalkis“ mit 0,5 bzw. 
0,2 Millionen Lats Aktienkapital. Dieſe Unternehmen ſollen Ziegelbrennereien und Kalk⸗ 
öfen betreiben. Auch in dieſem Fall find die Aktien nicht zum freien Handel zugelaſſen; fie 
lauten auf Namen und ſind nur mit Zuſtimmung der Verwaltung verkäuflich; und die 
Verwaltung wird vom Landwirtſchaftsminiſter beſtätigt. Fügt man noch hinzu, daß der 
Staat bereits das Spiritus-, Flachs⸗ und Zuckermonopol hat, daß das oben erwähnte 
„Armeewarenhaus“, ein Walzwerk, ein Brücken⸗, Schiffs⸗ und 
Maſchinenwerk in Libau, ferner eine Superphosphatfabceik, die 
Staatlichen Elektrizitätswerke V. E. F. und eine Schieferfabrik 
dem Staate gehören, daß ferner der Butter-, Bacon- und Gaatenerporf 
ſtaatlich find, daß auch das Verſicherungsweſen zum Teil ſchon verſtaatlicht 
iſt, fo bedeutet das, daß ſich der größere Teil der lettländiſchen 
Volkswirtſchaft bereits in unmittelbarer Abhängigkeit von 
der Regierung befindet. 


Lettiſche Wirtſchaftspolitik als deutſchfeindliche Handlung 


Die vorliegende Zuſammenſtellung, die fortlaufend durch neue Regierungsmaßnahmen 
ergänzt werden kann, beweiſt, daß es bei den Vorgängen in Lettland um weit mehr 
als um eine ſtaatliche Beaufſichtigung der Wirtſchaft geht. Der 
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Staat hat ſich in weitgehendem Maße felbft als Unternehmer in die Wirtſchaft einge 
ſchaltet. Die Wirtſchaft foll lettiſch werden. Die Abſicht, die Nicht⸗ 
letten auszuſchalten, wird von führenden lettiſchen Perſönlichkeiten offen zuge⸗ 
155 Am 27. Januar 1937 äußerte ſich Staatspräſident K. Ulmanis zu den bis⸗ 
erigen Maßnahmen der Regierung, indem er u. a. ſagte: „Wenn man auch einen Weg 
beſchreiten muß, der gegenwärtig unverſtändlich erſcheint, ſo wird er ſchon nach kurzer 
Zeit klar und verſtändlich werden... Die Gerechtigkeit verlangt, daß der Wohlſtand 
dort gehoben werden muß, wo er bis iegt am geringften war, und bis jetzt waren die am 
wenigſten bemittelten Einwohner die Letten Was die Induſtrie und den Handel 
betrifft, fo wird hier eine recht große Umordnung notwendig fein, dies bezieht ſich auf 
neue Zweige der Induſtrie und des Handels — teilweiſe auch auf alte —, wie auch auf 
die Perſonen der Leiter und Beſitzer dieſer Unternehmungen. . . Verſchiedene Privatunter⸗ 
nehmungen werden ihr Tätigkeitsfeld einſchränken müſfſen. Die lettiſche Preſſe pflegt 
dieſe und häufige ähnliche 1 augen weitgehend zu unterſtützen und neue Maßnahmen 
zur Verſtärkung des lettiſchen Einfluſſes in der Wirtſchaft zu fordern. Es wird zwar 
gelegentlich betont, daß man die Privatinitiative nicht ausſchalten wolle; bis jetzt aber 
ſind alle in lettiſchen Beſitz übergegangenen oder von lettiſcher Seite neu gegründeten 
Geſellſchaften, trotzdem ſie teilweiſe als Privatunternehmen bezeichnet werden, entweder 
rein ſtaatliche Geſellſchaften oder beſtenfalls gemiſchtwirtſchaft— 
liche Unternehmen, deren Kontrolle ganz in den Händen des Staates liegt. 


Das Deutſchtum des Landes ſpürt bereits empfindlich die Auswirkungen dieſes 
wirkſchaftlichen Kurſes. Nicht mit Unrecht iſt von lettiſcher Seite die Wirtſchafts⸗ 
geſetzgebung der Regierung in ihrer Bedeutung der Agrarreform zur Seite geſtellt worden. 
Hal die Agrarumwälzung das Zeutſchtum faſt feines gefamten 
Grundbeſitzes beraubt, fo ſchränken die neuen Maßnahmen der 
Regierung auf wirtſchaftlichem Gebiet den deutſchen Lebens⸗ 
raum in den Städten außerordentlich ein. Staats- und Kommunalſtellen 
find dem Deutſchtum verſchloſſen; die Tätigkeit in den freien Berufen iſt ihm außer⸗ 
gewöhnlich erſchwert; jetzt werden dem Deutſchtum auch noch die Berufe in Induſtrie und 
Handel verſperrt. San kann die wirtſchaftlichen Maßnahmen der lettiſchen Regierung 
nicht mit der wirtſchaftlichen Neuordnung vergleichen, wie ſie im Deutſchen Reich durch⸗ 
geführt worden iſt. ie lettiſchen Maßnahmen find nicht aus nationalſozialiſtiſchen oder 
verwandten Gedankengängen entſtanden; ſie tragen vielmehr das Gepräge eines ausge⸗ 
ſprochen liberalen Gedankengutes. Sie verleugnen das Prinzip der beſſeren Leiſtung. 
Sie ſind ein nationalpolitiſches Kampfmittel gegen das lettiſche Deutſchtum. Die 
gelegentlichen vergleichenden Hinweiſe auf die Wirtſchaftspolitik des Reiches, die ſich in der 
lettifchen Preſſe finden, find nichts weiter als demagogiſche Deklarationen, die an die 
Adreſſe der reichsdeutſchen Oeffentlichkeit gerichtet find, um dieſe über den eigentlichen Sinn 
und Zweck der von der Regierung Ulmanis durchgeführten Maßnahmen zu fäufchen. 


Tragödie der deutſchen Jugend in Polen 


Am 5. Juni iſt vor dem Tarnowitzer Bezirksgericht wieder ein Kapitel aus der 
Tragödie der deutſchen Jugend in Polen zum Abſchluß gelangt. 
14 deutſche Jungen und Mädel aus Kattowitz, Tarnowitz und Umgebung, die dem 
Oberſchleſiſchen und dem Tarnowitzer Wanderbund angehört hatten, 
wurden zu zwei Monaten bis zu einem Jahre (insgeſamt zu 8 Jahren 9 Monaten) 
Gefängnis und 11 weitere, die das 17. Lebensjahr noch nicht überſchritten haben, zur 
Unterbringung in einer Erziehungsanſtalt verurteilt. Bereits im November vorigen 
Jahres hatte dasſelbe Gericht in der gleichen Sache gegen 34 junge Deutſche im Alter von 
16 bis 22 Jahren auf insgeſamt 31 Jahre und 4 Monate Gefängnis und in mehreren 
Fällen auf Uleberweiſung in eine Erziehungsanſtalt erkannt. Den angeklagten Jungen und 
Mädel wurde zum Vorwurf gemacht, auf ihren Heimabenden „politiſche Schulung“ 
getrieben zu haben und (ohne Kenntnis der Behörden) in Gruppen eingeteilt geweſen 
zu ſein. Es iſt unbegreiflich, wieſo dieſe beiden Dinge (ſelbſt wenn ſie wirklich geſchehen 
wären!) einen vernünftig denkenden, erwachſenen Menſchen dazu veranlaſſen können, 
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59 Jungen und Mädel für Monate oder gar für Jahre ins Gefängnis zu ſchicken oder 
mit aſozialen und ſittlich verderbten Elementen zuſammen in einer Erziehungsanſtalt unter⸗ 
zubringen! Die Verantwortlichen dieſes Prozeſſes haben der deutſchen Jugend in Polen 
gegenüber eine moraliſche Schuld auf ſich geladen, die in keinem Falle durch 
juriſtiſche Begründungen abgeſchwächt werden kann. Solche Urteile, wie fie in den 
beiden Wanderbundprozeſſen gefällt worden ſind, ſprechen (wenn ſie nicht noch kaſſiert 
werden) gegen das menſchliche Verantwortungsbewußtſein der polniſchen Juſtiz und 
gegen eine Staatsraiſon, die ſolcher Demonſtrationen bedarf. 

Das muß mit um fo ſchärferem Nachdruck feſtgeſtellt werden, als, ſelbſt rein juriftifch 
geſehen, das Urteil vom 5. Juni (wie auch das vom November v. J.) auf offen- 
ſichtlichen und, wie es ſcheint, beabſichtigten Mißverſtänd⸗ 
niffen und Mißdeutungen aufgebaut iſt. Es iſt vor Gericht feſtgeſtellt 
worden, daß die „geſetzwidrige“ Aufteilung der Wanderbünde in Gruppen einfach dadurch 
bewirkt worden iſt, daß den Bünden keine ausreichend geräumigen Heime 
zur Verfügung geſtanden haben, in denen ſich alle ihre Mitglieder zu gleicher Zeit hätten 
aufhalten können, ſo daß eben eine zeitliche Arbeitsteilung hat eingeführt werden müſſen. 
Und was die „politiſche Schulung“ anlangt, fo hat es ſich dabei um Zeitſchriften 
der Hitlerjugend und beſonders des Bundes deutſcher Mädel gehandelt, 
die in Polen von jedermann jederzeit gekauft werden können. Einige Einzelheiten aus der 
Verhandlung find für den Geiſt, in dem die Angelegenheit von polniſcher Seite gehand- 
habt worden iſt, äußerſt bezeichnend. Z. B. folgender Fall: Der Staatsanwalt hat ſich 
hartnäckig geweigert, anzuerkennen, daß „Heim material“ und „Geheim material“ 
ſowohl ſachlich wie juriſtiſch etwas gänzlich verſchiedenes iſt. Oder ein anderer Fall: Der 
Staatsanwalt hat ſich darauf verſteift, daß mit dem Treuegelöbnis, das die 
Jungen und Mädel bei ihrem Eintritt in die Bünde abgelegt haben, nur der Führer und 
Reichskanzler gemeint geweſen ſein kann; und es iſt durch Zeugen belegt worden, daß 
eines der angeklagten Mädel während der Vorunterſuchung mit den ſchärfſten Strafen 
bedroht worden ift, als es ſich weigerte, ein Protokoll zu unterfchreiben, in dem der 
protokollierende Beamte die Ausſage des Mädels über einen Treueſchwur „auf die 
Führerin“ (des betreffenden Bundes) in einen Treueſchwur „auf den Führer“ (des 
Deutſchen Reiches) umgefälſcht hatte. Oder ein drittes Beiſpiel: Der Polizeiaſpirant Tyc, 
der die Vorunterſuchung geleitet hat, hat ſich vor Gericht auf den Standpunkt geſtellt, 
daß ſich aus der Tatſache, daß auf den Heimabenden Aufſätze aus der Zeitſchrift des 
Bd geleſen worden find, das Vorhandenſein organiſatoriſcher Beziehungen des Wander⸗ 
bundes zu dieſem reichsdeutſchen Bunde ergebe, da man ja „auf Grund praktiſcher Erfah— 
rungen annehmen müſſe, daß das Intereſſe an einer Organiſation und an einer Idee auch 
zu einer organiſatoriſchen Verbindung führen müſſe.“ 

Es iſt nun leider fo, daß das Tarnowitzer Gericht der abſurden Beweisführung der 
Belaſtungszeugen und des Staatsanwaltes gegenüber nicht die notwendige kritiſche Ein⸗ 
ſtellung aufgebracht hat. Es hat ſich für das Gericht auch offenbar gar nicht darum 
gehandelt, ob die deutſchen Jungen und Mädel ſchuldig oder nichtſchuldig ſind. Der 
Prozeß gegen den Wanderbund iſt überhaupt nur zu verſtehen, wenn man ihn als ein 
Glied in der Kette jener Maßnahmen begreift, die darauf ab— 
zielen, der deutſchen Jugend in Polen den organiſatoriſchen 
Zuſammenſchluß und damit die völkiſche Gemeinſchafts⸗ 
erziehung unmöglich zu machen, — während umgekehrt der Jugend der 
polniſchen Volksſplitter in Deutſchland in dieſer Hinſicht keinerlei Hindernis in den 
Weg gelegt wird. Während jetzt der Fall des Wanderbundes vor der Revions- 
inſtanz ſchwebt, bereitet ſich das Syſtem Grazynſki offenbar bereits zu einem neuen 
Schlage gegen das deutſche Jugendorganiſationsweſen vor: Am 4. Juni iſt im 
Jugendamt des Deutſchen Volksbundes eine polizeiliche Durchſuchung 
der Akten und der Korreſpondenz durchgeführt worden, anſcheinend auf Grund irgendeiner 
verleumderiſchen Denunziation und in der Abſicht, auch in dieſem Falle irgendeine 
„geheime und illegale“ Betätigung zu konſtruieren, die dann den Vorwand zur Unter⸗ 
drückung auch dieſer deutſchen Jugendſtelle abgeben ſoll. 
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Beiſpiele polniſcher Schulpolitik 


In wachſendem Maße greift die Durchführung der im Jahre 1932 dekretierten polni⸗ 
ſchen Schulreform in den Beſtand des höheren deutſchen Schulweſens ein. Zum 
erſten Mal haben in dieſem Jahre die Schüler der deutſchen Privatgymnaſien 
ohne Oeffentlichkeiksrecht die Folgen der Schulreform zu ſpüren bekommen. 
Durch die Schulreform iſt nämlich eine Zweiteilung des höheren Schulweſens in Polen in 
der Weiſe erfolgt, daß ſich an vier Klaſſen Gymnaſium zwei Klaſſen 
Lyzeum anſchließen; und auf Grund einer im März d. I. erſchienenen Verordnung 
haben ſich die Schüler der vierten Gymnaſialklaſſe beim Uebergang ins Lyzeum einer 
ſogenannten Kleinen Reifeprüfung zu unterziehen. (Erſt durch die Große 
Reifeprüfung, die den Beſuch des Lyzeums abſchließt, iſt die Berechtigung zum Hochſchul⸗ 
ſtudium zu erwerben.) Die Kleine Prüfung iſt jetzt Ende Mai und Anfang Juni zum 
erſten Mal durchgeführt worden; ſie erſtreckt ſich in ihrem ſchriftlichen Teil auf vier und 
im mündlichen Teil auf zehn Fächer. Dabei haben die Schüler der deutſchen Privat⸗ 
gymnaſium ohne Oeffentlichkeitsrecht die Prüfung unter beſonders ſchweren Bedingungen 
vor einer vonder Schulbehörde beſtimmten Kommiſſion abzulegen, 
deren Mehrheit aus polniſchen Lehrern beſteht. Die polniſche Schulbehörde hat 
ihren Vertretern in der Prüfungskomnuſſion die Anweiſung gegeben, dafür zu ſorgen, 
daß möglichſt viele der deutſchen Schüler bei der Prüfung durchfallen. Die Abſicht, die 
damit verfolgt wird, liegt klar auf der Hand: Man will vom Beſuch der höheren 
deutſchen Privatſchulen abſchrecken und deren Lebensunfähig⸗ 
keit „beweiſen“. Unter dieſen Umſtänden iſt das unwahrſcheinlich ſchlechte 
Prüfungsergebnis verſtändlich: Von den in Oſtoberſchleſien beſtehenden ſechs deutſchen 
Privatgymnaſien haben fünf, die das Oeffentlichkeitsrecht nicht beſitzen, insgeſamt 
67 Schüler in die Kleine Reifeprüfung geſchickt. Hiervon haben nur 21 die 
ſchriftliche und nur 10 die mündliche Prüfung beſtanden. 38 v. H. 
der Schüler ſind alſo durchgefallen. An den einzelnen deutſchen Privatgymnaſien hat 
die Prüfung folgendes Ergebnis gehabt: 


Anſtalt gemeldet zur mündl. Prüfung zugelaſſen beſtanden 
Antonienhütte 23 6 3 
Rybnik 11 2 0 
Pleß 12 8 5 
Siemianowitz 2 1 0 
Tarnowitz 2 


14 4 

In die 1. Lyzeumsklaſſen der fünf deutſchen Privatgymnaſien rücken nach dieſem 
Ergebnis insgeſamt alſo nur 10 Schüler auf! Das einzige deutſche Privatgymnaſium 
Oſtoberſchleſiens mit Oeffentlichkeitsrecht iſt dasjenige in Königshütte. Nur an 
dieſer einen Anſtalt brauchen ſich die deutſchen Schüler nicht der Prüfung durch eine ihnen 
fremde und feindlich geſinnte Kommiſſion zu unterziehen. Da die öffentlichen höheren 
Schulen im Abſterben ſind und zur Zeit nur noch zwei Privatklaſſen an polniſchen 
Gymnaſien mit insgeſamt nur 28 Schülern umfaſſen, iſt durch die polniſchen Prüfungs⸗ 
methoden an den deutſchen Privatgymnafien das geſamte höhere Bildungsweſen der 
deulſchen Volksgruppe Oſtoberſchleſiens aufs Schwerſte bedroht. 


* 


Wenn es zutrifft, daß eine Kultur fo viel wert ift, wie die Mittel, mit denen ihre 
Träger ſie propagieren, dann kann es mit dem, was im Machtbereiche Grazynſkis als 
polniſche Kultur geboten wird, nicht allzu weit her ſein. Man ſehe ſich einmal die Mittel 
an, mit denen dort verſucht wird, deutſche Kinder für die Pflegeſtätten der polniſchen 
Kultur, als welche die polniſchen Schulen doch vermutlich gelten ſollen, zu „gewinnen“. 
Als Ende Mai die ſeit Jahren ſtillgelegte Lazy⸗Zinkhütte bei Tarnowitz wieder in 
Betrieb genommen werden ſollte, meldeten ſich natürlich auch viele der deutſchen Arbeiter, 
die früher auf der Hütte beſchäftigt geweſen waren, zur Wiedereinftellung an. Den 
Arbeitern wurde jedoch rund heraus erklärt, daß über die Möglichkeit einer Wieder⸗ 
beſchäftigung erſt dann zu reden ſei, wenn ſie ihre Kinder zur polniſchen Schule 
umgemeldet hätten. In Godullahütkke taten ſich in der „Werbung“ für die polniſche 
Schule vor allem zwei Mitglieder des Aufſtändiſchenverbandes hervor, Skrzypek und 
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Dymek, die von Haus zu Haus gingen und die Bewohner, von denen fie wußten, daß fie 
ihre Kinder zur deutſchen Schule angemeldet hatten, mit Drohungen einzuſchüchtern 
verſuchten. Einem der Deutſchen ſtellten ſie z. B. in Ausſicht, daß man ihn mit Maſchinen⸗ 
gewehren zuſammenknallen würde; andere glaubten ſie durch die Androhung der Zwangs⸗ 
ausweiſung aus ihren Wohnungen gefügig machen zu können. In Bismarckhütte 
gehörte der Schulkommiſſion, bei der die Ain vorzunehmen waren, ein Mitglied 
des Perſonalbüros der Bismarckhütte an, was den Zuſammenhang zwiſchen Arbeitsplatz 
und Volkstumsbekenntnis ſichtbar dokumentierte. In Königshütte verſuchte man 
mit anderen Mitteln zum Ziele zu kommen. Zunächſt ließ man die deutſchen Eltern, 
die zur Schulanmeldung ihrer Kinder gekommen waren, ſtundenlang warten und dann 
unterwarf man ſie einem durch Drohungen, Beſchimpfungen und Spuckſzenen belebten 
Verhör. Man ſtellte Fragen, die mit den Anmeldeformalitäten nichts zu tun hatten, man 
drohte mit dem Ausſchluß aus der Kirche, mit der Entlaſſung von der Arbeitsſtelle, 
mit der Entziehung der Unterſtützungen, mit der Verdrängung aus der Wohnung und 
anderen Dingen, und ſchließlich ſpuckte man wütend hinter den Deutſchen her, die den Raum 
verließen, ohne durch den in ſo überzeugender Weiſe vorgewieſenen Glanz der Grazyn⸗ 
ſkiſchen Kultur von ihrer deutſchen Verſtocktheit geheilt worden zu fein. 


* 


Wie ſelbſtverſtändlich es den Polen erſcheint, daß die Deutſchen in Polen 
kein Recht auf Arbeit und Leben haben, dafür führt die „Kattowitzer 
Zeitung“ einige lehrreiche Beiſpiele an. In den zahlreichen Fällen, in denen gegen deutſche 
Volksangehörige, die wegen dauernder Arbeitsloſigkeit die Miete nicht bezahlen können, 
Exmiſſionsklagen eingereicht werden, kommt es immer wieder vor, daß die Rechts⸗ 
vertreter der Hausbeſfger in ihren Schriftſätzen an die Gerichte den Standpunkt verfechten, 
daß die betreffenden deutſchen Mieter ihre Zahlungsunfähigkeit ſelbſt verſchuldet haben 
und daher keine Rückſicht verdienen. So führt z. B. einer dieſer polniſchen Rechtsanwälte 
in feinem Schriftſatz folgendes aus: „. .. Der Beklagte kann ſich nicht auf ausnahms⸗ 
weiſe Notlage berufen, da er die Arbeit aus eigener Schuld verloren hat, 
weil ker Deutſcher ift, feine Kinder in die deutſche Schule ſchickt 
und deutſche Theaterkarten kolportiert, uſw. ... In einem anderen 
derartigen Schriftſatz heißt es ganz ähnlich: „. .. Ebenſo kann der Beklagte nicht über 
Arbeitsmangel klagen; denn er hatte eine Arbeit auf der Grube und verlor dieſe 
aus eigener Schuld, und zwar machte er Propaganda zugunſten 
Deutſchlands. Aus dieſem Grunde wird er auch in Zukunft 
keinerlei Arbeit finden.“ Ebenſo ſteht in einem dritten Schriftſatz zu leſen: 
„Der Beklagte ift ſelbſt ſchuld, daß er keine Arbeit hat, da er trotz 
zahlreicher Warnungen ſeine Kinder in die deutſche Schule 
ſchickt und an der deutſchen Propaganda teilnimmt, weshalb ihm die polniſche Allge⸗ 
meinheit nicht gewogen iſt und ihm nicht zu Hilfe kommen will.“ 


Oftland-Chronif 


Feuerwehren aus Lodz, Tomaſchow und 
Brzeziny merkwürdigerweiſe erſt ſpät am 
Brandort erſchienen. Das Feuer nahm 


Ein deutſches Dorf niedergebrannt 
Das etwa 30 Kilometer von Lodz ent⸗ 


fernt liegende deutſche Dorf Grömbach 
wurde Anfang Juni durch eine furchtbare 
Brandkataſtrophe nahezu völlig ver⸗ 
nichtet. 22 Bauernwirtſchaften brannten 
innerhalb weniger Stunden nieder. Nur 
zwei oder drei Wirtſchaften blieben ver⸗ 
ſchont. Das Feuer griff bei der herrſchen⸗ 
den Dürre und vom Wind entfacht, mit 
ſolcher Schnelligkeit um ſich, daß die deut⸗ 
ſchen Bauern von ihrem Beſitz nur wenig 
zu retten vermochten, zumal die ſtädtiſchen 
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feinen Urſprung in einem von polni- 
ſchen Ziegeleiarbeitern bewohnten Ge⸗ 
bäude. Für die Bauern iſt der Schlag um 
ſo ſchwerer, als ſie zumeiſt gar nicht oder 
nur niedrig verſichert ſind. Das deutſche 
Dorf Grömbach wurde um 1800 von der 
ſüdpreußiſchen Kriegs- und Domänen⸗ 
kammer gegründet, zugleich mit einer Reihe 
anderer deutſcher Koloniftendörfer wie 
Wionczyn, Wilhelmswalde, Grünberg und 
Neu⸗Sulzfeld. 


Deutſche Arbeiter und polntſcher Köder 


Vor kurzem traten in Danzig etwa 300 
Eiſenbahner aus dem polni⸗ 
ſchen in den deutſchen Berufs⸗ 
verband über. Durch dieſes Ereignis 
wurde die polniſche Prefe in erhebliche 
Aufregung verſetzt. Der „Kurjer Baltycki“, 
ein ſeit einiger Zeit in Gdingen erſcheinendes 
Kampfblatt gegen Danzig, ließ ſich zu 
dieſem Fall u. a. folgendermaßen ver⸗ 


nehmen: „Ein wirklicher Pole wird 


auch niemals aus den polniſchen Organi⸗ 
ſationen austreten und auch nicht ſeine 
Kinder aus der polniſchen Schule entfernen. 
Wenn das einige tun, dann kann es ſich 
dabei nicht um die vollwertigen 


und entſchloſſenen Elemente 
der polniſchen Bevölkerung 
handeln.“ Dieſe Aeußerung des polniſchen 


Blattes iſt beachtenswert. Es wird in ihr 
nämlich beſtätigt, daß es ſich bei den zum 
deutſchen Berufsverband Uebergetretenen 
gar nicht um Polen gehandelt hat, ſondern 
um Deutſche. Es hat ſich bei ihnen um 
einen Teil jener katholiſchen Danziger 
Eiſenbahner gehandelt, denen die polniſche 
Eiſenbahndirektion in Danzig den Bei⸗ 
tritt zum polniſchen Berufs: 
verband durch die Androhung 
der Dienſtentlaſſung abge⸗ 
preßt oder durch das Verſprechen 
dauernder Beſchäftigung im polniſchen 
Eiſenbahndienſt abgelockt hatte. 

„Der Danziger Vorpoſten“ berichtete 
am 8. Juni über das Schickſal eines dieſer 
Eiſenbahner, das ſich während der letzten 
Jahre in hunderten von Fällen in ähnlicher 
Weiſe abgeſpielt hat: Im Jahre 1934 
wurde dem deutſchen Arbeiter K. in Pieckel 
von dem Kommandanten des polniſchen 
Grenzwachtkorps, Czoſka, die lebens⸗ 
längliche Anſtellung bei der 
polniſchen Eiſenbahnverwal⸗ 
tung verſprochen, wenn er — 
feine ſechs Kinder zur polni⸗ 
ſchen Schule anmelden würde. 
Noch an dem gleichen Tage, an dem K. 
die von ihm verlangte Verpflichtung ab⸗ 
gab, wurde er in den polniſchen Eiſenbahn⸗ 
dienſt übernommen und zugleich wurde ein 
deutſchbewußter Eiſenbahner „wegen Ar⸗ 
beitsmangels“ entlaſſen. Als ſich dann aber 


K. von feiner Frau ſcheiden ließ und ſeine 


Kinder aus der polniſchen 
Schule herausnahm, wurde er 
trotz der „lebenslänglichen Anſtellung“ ſo⸗ 
fort wieder entlaſſen. Aber die 
polniſchen Organiſationen behielten den K. 
weiter im Auge. Und als ſie glaubten, der 
Entlaſſene ſei durch die längere Arbeits⸗ 


loſigkeit genügend mürbe geworden, traten 
ſie in der Perſon des Vertrauensmannes 
der polniſchen Arbeitsfront in Danzig, 
Dlszewſki, von neuem an ihn heran 
und ließen ihn wiſſen, daß er ſofort wieder 
eingeſtellt werden könne, wenn er ſeine 
Kinder wieder in die polniſche Schule 
zurückſchicken, ſich von ſeiner zweiten Frau 
krennen und zu ſeiner erſten Frau zurück⸗ 
kehren würde. 

Man hat es hier mit einem jener 
typiſchen Fälle polniſchen 
Seelenfanges zu tun, deren es in der 
Praxis der polniſchen Eiſenbahnverwaltung 
in Danzig viele hunderte gibt. Und es iſt 
das Bezeichnende, daß die polniſchen Orga⸗ 
niſationen ihre beſondere Aufmerkſamkeit 
gerade den kinderreichen Familien- 
vätern zuwenden, die einmal den wirt⸗ 
ſchaftlichen Verſprechungen aus naheliegen⸗ 
den Gründen am eheſten zugänglich ſind und 
die außerdem gerade durch ihre hohe Kinder⸗ 
zahl als beſonders lohnende Objekte der 
Poloniſierung erſcheinen. Der „Kurjer 
Baltycki“ hat ſchon recht gehabt, wenn er 
von den zum deutſchen Berufsverband über⸗ 
getretenen Danziger Eiſenbahnern geſagt 
hat, ſie ſeien keine „vollwertigen Polen“. 
Dieſe Eiſenbahner ſind überhaupt keine 
Polen, ſondern Deutſche, an denen die 
jahrelangen Poloniſierungsverſuche wir⸗ 
kungslos abgeprallt ſind und die nunmehr 
zu der Organiſation, in die ſie ohnehin 
volkstumsmäßig hineingehören, zurück⸗ 
gefunden haben. 


Wahlterror in Friedenshütte 


Am 5. Juni fanden in der Friedens- 
hütte die Betriebsratswahlen ſtatt. 
Der Gewerkſchaft Deutſcher Arbeiter wurde 
dabei die Wahlwerbung durch allerlei 
Schikanen, die ſich mehrfach zu offenen 
Terrorakten ſteigerten, unmöglich gemacht. 
Kein einziger deutſcher Vertreter wurde in 
in den Wahlvorſtand berufen. Die deut⸗ 
ſchen Zettelverteiler wurden von der Hütten⸗ 
feuerwehr auf Anordnung des Wahlvor⸗ 
ſtandes vertrieben. In einem der Wahl⸗ 
lokale wurden die deutſchen Stimmzettel 
entwendet“, „ohne daß der Täter feſt⸗ 
9 werden konnte“. Einer der deutſchen 

effelverfeiler, Fill a, wurde von drei 
Aufftändifchen niedergeſchlagen und, am 
Boden liegend, von den polniſchen Patrio⸗ 
ten mißhandelt. Das deutſche Betriebs⸗ 
ratsmitglied Lehnard wurde bei dem 
Verſuch, gegen die Mißbräuche und 
Schikanen Proteſt einzulegen, von einer 
Horde Aufftändifcher bedroht und zum 
Verlaſſen des Hüttengeländes gezwungen. 


233 


Das Ergebnis der Wahlen war, daß in den 
aus 19 Mitgliedern beſtehenden Betriebs⸗ 
rat der Friedenshütte kein einziger 
deutſcher Vertreter gelangte. Da 
ſich, wie geſagt, bereits im Wahlvorſtand 
kein deuffcher Vertreter befand, konnte 
die Richtigkeit der Stimmen— 
auszählung vondeutſcher Seite 
nicht nachgeprüft werden. Es iſt 
ſehr bezeichnend, daß die Zahl der 
Stimmen, die auf die einzelnen Liſten 
entfielen, nicht veröffentlicht wurde. 
Die Gewerkſchaft Deutſcher Arbeiter hat 
gegen die Wahlen beim Arbeitsinſpektor 
Einſpruch erhoben. 


Zwei Drittel der Mitglieder arbeitslos 


Der Jahresbericht der Myslowitzer 
Bezirksvereinigung des Deutſchen Volks⸗ 
bundes für Polniſch⸗Schleſien, der kürzlich 
der Jahreshauptverſammlung der Bezirks⸗ 
vereinigung vorgelegt wurde, gibt einen 
Einblick in die furchtbare Not, die in den 
Reihen des oſtoberſchleſiſchen Deutſchtums 
herrſcht. Die Bezirksvereinigung zählt (ohne 
Ehefrauen) 3975 Mitglieder. Von 
dieſen ſind 2 246 arbeitslos; weitere 
308 Mitglieder haben über⸗ 
haupt noch niemals einen Be⸗ 
ruf ausgeübt. Von den Arbeitsloſen 
ſind 1620 Arbeiter und 626 Angeſtellte. 
Von der Bezirksvereinigung ſind für die 
arbeits⸗ und berufsloſen Mitglieder und 
deren Angehörige im Berichtsjahr 93 000 
Zloty an Unnterſtützungen aufgebracht 
worden; das iſt an ſich wohl eine beträcht⸗ 
liche Summe; wenn man aber bedenkt, 
daß 2 000 Mitglieder der Bezirksvereini⸗ 
gung verheiratet ſind und bis zu fünf 
Kindern (33 ſogar mehr als 5 Kinder) zu 
verſorgen haben, kann man ſich leicht 
denken, daß die zur Verfügung ſtehende 
Summe gerade ausgereicht hat, um die 
ſchlimmſte Not zu lindern. 


Polniſche Sprache = 3,50 Zloty 

Am 26. Mai erſchien die Frau des 
deutſchen Volksgenoſſen Kowoll im 
Piekarer Kreiskrankenhaus mit ihrem an 
Blinddarmentzündung erkrankten Kind. Als 
ſich das Kind in Gegenwart des dienſt⸗ 
tuenden Arztes mit ſeiner Mutter in 
deutſcher Sprache unterhielt, fühlte 
ſich dieſer offenbar in ſeiner polniſchen Ge⸗ 
ſinnung verletzt. Er verſuchte der Mutter 
klar zu machen, daß es ſich gehöre, daß 
fie ihr Kind polniſch erziehe, wenn fie wolle, 
daß der polniſche Staat täglich 3,50 Zloty 
für die Behandlung des Kindes ausgebe. 
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Er meinte auch, daß ein derart provozieren⸗ 
der Gebrauch der deutſchen Sprache nach 
dem 15. Juli aufhören werde. 


„Bataillon Dombrowſki“ 


In der polniſchen Linkspreſſe ſind vor 
kurzem zum erſten Mal nähere Mitteilun⸗ 
gen über die Teilnahme polniſcher 
Marxiſten am ſpaniſchen Bür⸗ 
gerkrieg veröffentlicht worden. Dem⸗ 
zufolge kämpfen auf Seiten der Valencia⸗ 
Bolſchewiſten etwa 3 500 Polen, die in 
mehreren eigenen Formationen, dem „Ba⸗ 
taillon Dombrowſki“, der „Rei⸗ 
ker abteilung Dombrowſki“ und 
der „Kompanie Mickiewicz“ orga⸗ 
niſiert ſind. Daneben gibt es noch zahl⸗ 
reiche Polen, die in anderen bolſchewiſti⸗ 
ſchen Ausländer formationen, wie im „Ba⸗ 
taillon Tälmann“ und im „Ba— 
taillon Dimitroff“, gegen Spanien 
kämpfen. In dem Bericht wird mit Stolz 
hervorgehoben, daß ſich die polniſchen 
Bolſchewiſten, beſonders die vom „Bataillon 
Dombromffi”, in den Kämpfen ſchon mehr⸗ 
fach hervorgetan hätten. Weiter wird 
darin mitgeteilt, daß in Madrid unter dem 
Namen „Dombrowszezak“ eine 
eigene Zeitſchrift für die im ſpaniſchen 
Krieg ſtehenden polniſchen Marxiſten er⸗ 
ſcheint. In dieſem Zuſammenhang iſt es 
intereſſant, ſich daran zu erinnern, daß dieſe 
polniſchen Formationen in Spanien ihre ge: 
ſchichtlichen Vorläufer haben. Es ift 
nicht das erſte Mal, daß polni⸗ 
ſche Freiwillige als Söldner 
in fremden Dienſten gegen die 
Freiheit Spaniens kämpfen. 
In der napoleoniſchen Zeit haben die 
Legionen Dombrowſkis im Solde 
Frankreichs auch auf der Pyrenäenhalbinſel 


gekämpft. Sie haben geglaubt, die 
Freiheit Polens dadurch er⸗ 
kaufen zu können, daß ſie dem 
Korſen dabei behilflich waren, die 


Freiheit Spaniens zu unter⸗ 
jochen. Und fie haben das unter der 
„ſinnvollen“ Parole getan: Für eure und 
für unſere Freiheit! 


Aufhetzung gegen Deutſchland 


Ein Vorfall, über den der Krakauer 
„Iluſtr. Kuryer Codz.“ berichtete, wirft ein 
bemerkenswertes Licht auf die Verhetzung, 
der die Angehörigen der polniſchen Volks⸗ 
ſplitter in Deutſchland, die beſuchsweiſe 
nach Polen fahren, dort ausgeſetzt ſind! 
Am 29. und 30. Mai hielt ſich, dem Be⸗ 
richt des polniſchen Blattes zufolge, eine 


Gruppe von Polen aus Oſt⸗ 
preußen in Poſen auf. Sie legten dort 
u. a. am „Denkmal der Dankbarkeit“ einen 
Kranz nieder. Bei dieſer Gelegenheit hielt 
ein katholiſcher Geiſtlicher, Pfarrer Ka⸗ 
ſinſki⸗ Poſen, eine Anſprache, in der er 
die deutſchen Staatsangehörigen polniſchen 
Volkstums zum Ausharren ermahnte und 
weiter betonte, daß einſt der Augen: 
blick kommen werde, da das, 
was polniſch ſei, wieder zu 
Polen zurückkehren müſſe. Die 
polniſche Gruppe aus Oſtpreußen wurde 
von Pfarrer Oſinſki, einem in Oſt⸗ 
preußen durch verſchiedene politiſche Affären 
bekannt gewordenen Polenbundführer, ge⸗ 
leitet. 


Das Baltiſche Inſtitut gibt Fälſchung zu 
In Nr. 11 des „Oſtland“ wurde darüber 
berichtet, daß das Baltiſche Inſtitut 
in Gdingen in der von ihm heraus⸗ 
gegebenen Zeitſchrift „Jantar“ einen Artikel 
des Abteilungsleiters am Inſtitut für Oſt⸗ 
europäiſche Wirtſchaft in Königsberg, 
Dr. P. H. Seraphim, nicht nur ohne 
Erlaubnis des Verfaſſers, ſondern auch in 
einer finnentftellenden Ueberſetzung, die einer 
Fälſchung des Inhaltes gleichkam, ver⸗ 
öffentlicht hat. Der Forderung Dr Gera: 
phims, daß in der nächſtfolgenden Nummer 
der „Jantar“ eine entſprechende Richtig⸗ 
ſtellung gebracht wird, hat der Leiter des 
Baltiſchen Inſtitutes, Direktor Borowik, 
nachgeben müſſen. Die Erklärung 
der Redaktion hat folgenden Wort⸗ 
lauf: „Die in Nr. 1 der Jantar' 
erſchienene Ueberfeßung des Artikels von 
Profeſſor Seraphim unter dem Titel 
„Strukturveränderungen in den Umſchlägen 
der baltiſchen Häfen wurde vor dem 
Druck weder dem Autor noch dem 
Ueberſetzer eingeſandt. Infolge 
eines 8 der Redaktion blieben in 
dem veröffentlichten Texte gewiſſe Uneben⸗ 
heiten zurück, die den polniſchen 
Text von dem deutſchen Drigi: 


nal wie auch von demengliſchen 
Textunterſcheiden. Die Redaktion 
bittet für den wider Willen dem Autor 
und dem Ueberſetzer zugefüg⸗ 
ten Schaden um Entſchuldi⸗ 
gung.“ Das Baltiſche Inſtitut hat alſo 
den Käckzug angetreten und, wenn auch 
etwas verſchämt, die Fälſchung des deut⸗ 
ſchen Textes beſtätigt. Daß die Zeitſchrift 
„Jantar“ dieſe entſchuldigende Erklärung 
der Redaktion veröffentlicht hat, kann an 
dem Beſchluß des Königsberger Inſtitutes 
für Oſteuropäiſche Wirtſchaft, die Zu⸗ 
ſammenarbeit mit dem Balti⸗ 
ſchen Inſtitut abzubrechen, 
nichts ändern. Es iſt auf Seiten des polni⸗ 
ſchen Inſtituts keine Gewähr dafür gegeben, 
daß in Zukunft derartige „Verſehen“, wie 
ſie ſich im Falle des Seraphimſchen Artikels 
eingeſtellt haben, nicht mehr ereignen. 


Polniſche Banditen überfallen deutſche 
Bauern 


In dem unmittelbar an der Grenze des 
Freiſtaates Danzig auf polniſcher Seite ge⸗ 
legenen Dorfe & cher pingen wurden in 
der Nacht zum 9. Juni fünf deutſche 
Bauern, die auf ihren Feldern arbeite⸗ 
ten, von polniſchen Banditen 
überfallen. Die in der Ilebermacht 
befindlichen Polen, die den deutſchen Bauern 
32. perſönlich bekannt waren, ſchlugen und 
ſtachen mit Knüppeln und Meſſern auf die 
Ueberrumpelten ein. Es handelte ſich in 
dieſem Fall offenſichtlich nicht um einen je⸗ 
ner organiſierten Maſſendiebſtähle, die im 
heutigen Poſen und Pommerellen zur Ta⸗ 
gesordnung gehören; ſondern dem Ueberfall 
lagen zweifellos politiſche Motive zu: 
grunde. Die deutſchen Bauern zogen fich, 
5. T. in ſchwer verletztem Zuſtand, auf das 
nahe gelegene Danziger Gebiet zurück; dort 
wurden ſie in ein Danziger Krankenhaus 
überführt. Einer der Lieberfallenen, der 
deutſche Bauer Schodrowſki, war fo 
ſchwer mißhandelt worden, daß an ſeinem 
Aufkommen zu zweifeln iſt. 


Bücher über den Oſten 


Tauſend Jahre deutſch⸗ 
tſchechiſcher Kampf. Bon Rudolf Jung. 
Volk und Reich Verlag, Berlin 1937. 
227 Seiten. Preis 4,80 RM. — In dieſem 
Buch hat der letzte Führer der ehemaligen 
Deutſchen Nationalſozialiſtiſchen Arbeiterpartei 
der Tſchecho⸗Slowakei einen Beitrag zur Kennt⸗ 
nis der Tſchechen geliefert, wie ihn die reichs⸗ 


Die Tſchechen. 


deutſche Oeffentlichkeit bitter notwendig hat. 


Es iſt dem Verfaſſer nicht ſo ſehr darauf 
angekommen, eine zuſammenhängende Dar⸗ 
ſtellung der tſchechiſchen Geſchichte oder eine 
erſchöpfende Schilderung der Unterdrückung des 
Sudetendeutſchtums im tſchechiſchen Staate zu 
geben. Was er gewollt hat, das iſt eine 
lebendige Vorſtellung des tſchechiſchen Volks⸗ 
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charakters zu geben. Was an geſchichtlichen 
Tatſachen erwähnt wird, was über die Ent⸗ 
rechtung und Aushungerung der Sudeten⸗ 
deutſchen geſagt wird, das erſcheint als Aeuße⸗ 
rung dieſes Charakters und wird immer wieder 
zu dieſem Charakter in Beziehung geſetzt. Daß 
eine tiefe ſeeliſche Fremdheit das Deutſchtum 
vom Tſchechentum trennt, daß der bleibende 
Motor alles tſchechiſchen Handelns der Deut⸗ 
ſchenhaß iſt, daß Feigheit und Brutalität die 
tſchechiſche Haltung gegenüber den Holt in 
charakteriſieren, daß dieſes huſſitiſche Volk im 
ganzen Lauf ſeiner Geſchichte für Mitteleuropa 
ein ſchwärender Fremdkörper war und auch 
heute noch iſt, das gehört zu den Erkenntniſſen, 
welche die in das Weſen der Dinge eindringende 
Arbeit vermittelt. Der Inhalt und die Sprache 
des Buches tragen den kämpferiſchen Charakter 
feines Verfaſſers, der vor dreißig Jahren in die 
politiſche Front der um ihr Lebensrecht ringen⸗ 
den Sudetendeutſchen eintrat und vor faſt 
zwanzig Jahren das erſte grundlegende Werk 
über den nationalen Sozialismus ſchrieb. Daß 
ſich mit dieſer kämpferiſchen Note eine um⸗ 
faſſende Kenntnis der Tatſachen und ein per⸗ 
ſönliches Wiſſen um den Charakter des völki⸗ 
ſchen Gegners verbindet, macht das Buch zu 
einer der wertvollſten Neuerſcheinungen der 
deutſchen außenpolitiſchen Literatur der letzten 
vier Jahre. Dr. K. 


Imperalismus oder völkiſche Politik? Vier⸗ 
zig Millionen fordern ihr Recht. Von 
Ehriſtoph Freiherr von Imhoff. 
Hans von Hugo Verlag, Berlin⸗Wannſee 1937. 
177 Seiten. — Dieſes intereſſante Buch 
iſt als eine Arbeit, die die Gedanken der 
nationalſozialiſtiſchen Volksgruppenpolitik. folge: 
richtig durchdenkt, zu begrüßen. Der Bolſche⸗ 
wismus, der als grundſätzlicher Gegner jeder 
nationalen Idee die Volkstümer zerreibt, der 
franzöſiſche Liberalismus, der den Staatsbürger 
zum Träger einer imperialiſtiſchen Machtpolitik 
macht und das Volkstum zu einer unterge⸗ 
ordneten Größe herabdrückt, der Faſchismus, der 
fremdes Volkstum im eigenen Staate unter⸗ 
drückt und mißachtet, der politiſche Katholizis⸗ 
mus, der eine grundſätzlich avölkiſche und 
transzendental-totalitäre Stellung einnimmt, — 
dieſe vier ſogenannten „Ordnungsprinzipien“ 
haben das eine gemeinſam, daß ſie ſich gegen 
das Volkstum ſtellen, daß ihre Raumkonſtruk⸗ 
tionen unleugbare Tatſachen zu leugnen ver⸗ 
ſuchen: das Bolketum, die Raſſe und die Tra⸗ 


dition. Dieſe ſogenannten „Ordnungsprinzipien“ 
haben bewieſen, daß fie. ſelbſt dort, wo fie den 
Frieden der Staaten anſtreben, den Krieg 
der Völker wollen. Der Friede der Staaten 
aber iſt erſt geſichert, wenn auch Friede herrſcht 
zwiſchen den Völkern. Der fundamentale Satz 
von der Achtung fremden Volkstums, den der 
Nationalſozialismus verkündet hat, hat als 
Ausgangspunkt jeder Politik zu gelten, die den 
wirklichen Frieden in Europa anſtrebt. Das 
Dritte Reich ſtellt dem Imperialismus der 
Anderen ſeine volkstumsbejahende und daher im 
tiefſten Grunde ſittliche Politik gegenüber. Das 
Genfer „Minderheitenrecht“ hat verſagt, weil 
es von Staaten gehandhabt worden iſt, die 
Nationalitätenſtaaten ſind, aber Nationalſtaaten 
zu werden verſuchen, die die andersvölkiſchen 
Gemeinſchaften nicht anerkannt und deren Recht 
auf Leben zu einem karitativen Almoſenrecht 
herabgewürdigt haben. Das nationalſozialiſtiſche 
Volksgruppenrecht erkennt die Volksgruppe als 
Rechtsträger an, als Träger eines Rechtes, das 
von ſeiten des Staates nicht verliehen, ſondern 
nur anerkannt werden kann. Imhoff ſpricht in 
ſeiner Arbeit darüber, durch welche Maßnahmen 
einem ſolchen Volksgruppenrecht praktiſche 
Wirkſamkeit verſchafft werden kann. Er be⸗ 
handelt die rechtliche Stellung der Auslands⸗ 
deutſchen im Reich und die Moglichkeiten 
zwiſchenſtaatlicher Vereinbarungen auf volks⸗ 
politiſchem Gebiet. Vor allem hebt er die Be⸗ 
deutung des Selbſtverwaltungsgedankens für die 
völkiſche Befriedung Mitteleuropas hervor. Er 
ſpricht über die Probleme des Nationalregiſters 
und der Nationalen Kurie und wirft ſchließlich 
die Frage auf, ob man nicht in die Geſetzgebung 
ein neues Inſtitut, das des Volksbürgers (neben 
dem Staatsbürger), einführen ſoll. Die Ge 
dankengänge, die hier entwickelt worden ſind, 
werden natürlich bei allen Völkern mit ſchlechtem 
Gewiſſen auf das lebhafteſte Mißtrauen ſtoßen 
und allerlei neue Verdächtigungen Deutſchlands 
wachrufen. Das ändert aber nichts daran, daß 
ſich die Entwicklung vom Minderheitenſchutz 
zum Volksgruppenrecht, die das Dritte Reich 
proklamiert hat, durchſetzen wird. Den Volks⸗ 
gruppen ſichert die Durchſetzung eines ſolchen 
Rechtes die Möglichkeit, als Teile ihrer Völker 
im Rahmen fremder Staaten geſichert zu leben. 
Den Tationalitätenftaaten wie der Tſchecho⸗ 
Slowakei, Polen, Litauen, Lettland uſw. aber 
ibt die Anerkennung eines ſolchen Rechtes die 
Cane, ſich in ihrem territorialen Beſtand zu 
behaupten. Dr. K. 


Lernt Oſtyreutzen kennen 


durch die billigen Rund u. Halbrundreiſekarten ſowie die Ningfahrhefte der Reichsbahn! 


Das Werbeheſt „Reichsbahn ·Rundreiſen durch unſer ſchönes Oftprenpen“ ift bei den Fahrtartenausgaben und Reifebäros koſtenlos erhaͤlilich! 


Neichsbahndireltion Könissbers (Pr) 
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